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für Balle und den Saalkreis, die
Wittenberg Schweinik, Torgau Tiebenwerda,

den 12. Mai 1916.

eöffnek: werkkags ununker
7S u morgens 3

Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Pelitzſch- Bikterfeld,

Deutſcher Heeresbericht.
Kroßes Hauptqunuartier, 12. Mai 1916. (W. T. B.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Südöſtlich des Hohenzollernwerkes bei Hulluch ſtürmten

pfälziſche Bataillone mehrere Linien der
engliſchen Stellung. Bisher wurden 127 unverwundete
Gefangene eingebracht und mehrere Maſchinengewehre er
bentet. Der Gegner erlitt anſerdem erhebliche blutige Ver-
luſte, beſonders bei einem erfolgloſen Gegenangriffe.

In den Argonnen ſcheiterte ein von den Franzoſen unter
Benutzung von Flammenwerfern unternommener Angriff gegen
die File Morte.

Jm Maas Gebiete herrſchte beiderſeits lebhafte Artillerie
tätigkeit, Von einem ſchwachen franzöſiſchen Angriffsverſuch
im Thianmont- Walde abgeſehen kam es zu keiner
nennenswerten Jnfanteriehandlung.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Ein deutſches Flugzeuggeſchwader

Horobdzieja an der Linie Kraſchin Minſk ausgiebig mit

BDalkan- Kriegsſchauplatz.
Keine beſonderen Ereigniſſe.
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Bericht des öſterreichiſchen Generalſtabes.
MDeen, 11. i. talieniſcher Kriegsſchau-La Die erhöhte Artillerietätigkeit hielt an den meiſten

Stefer J auch beſonders lebhaft war ſie
eutelſtein und Buchenſtein.

vormittag zwei
lätz von r z ab.

getötet, 383 ver

Der Bierverband über Griechenland.
Kopenhagen, 11. Mai. Folgende Mitteilung des Preß-

buregus wird von Petersburger Blättern bom 5. Mai
bracht: Die griech erung hat bisher der Durch-
uhr der ſerbiſchen Truppen durch Griechen-land nicht erteilt.mung Die e iſwe Regier begründet ihre Weigerung mit der Befürchtung vor der

Ei pung von Seuchen, und damit, daß der Transport der
Truppen auf der ſchmalſpurigen Eiſenbahn Patras--Lariſſa
allzu viel Zeit beanſpruchen würde. Es iſt jedoch klar, daß der
Haup der griechiſchen Regierung die Furcht vor Deutſch
land iſt. Die Verbündeten haben beſchloſſen, Griechenland
S rfüllnung ihrer Forderungen zu zwingen.
Die energiſche ltung der Verbündeten in dieſer Frage
entſpricht dem Wunſche, die Pläne Griechenlands endgültig
klarzulegen. Die Geſandten des Vierverbandes haben Weiſungerha im Einverſtändnis mit dem Stabe der Truppen der
Verbündeten in Griechenland vorzugehen.

Da die „Drohung“ der Petersburger Blätter bereits am5. Mai erſchienen, ſo ſchon etwas alt iſt, und ſie bisher nicht

in die Tat umgeſetzt wurde, ſcheint ſie entweder nur ein ſchöner
r iſcher Wunſch geweſen zu ſein, oder man hat in-
zwi wieder ein Haar in der Suppe gefunden.

Ein Munitionsſchiff nuntergegangen. Nach einer
Meldung aus Warna iſt im Schwarzen Meere ein
ruſſiſcher Munitionsdampfer, der von Sebaſtopol nach Reni
un s war, untergegangen. Das Schiff lief auf eine
Mine, explodierte und ging mit Mann und Mans
unter.

Wilſons Rüſtungspläne geſcheitert. Aus Waſhington
wird gemeldet: Das amerikaniſche Repräſentanten-
haus hat die Bill betr. Ver on d der Armee, die
e tig mehr als eine Million Mann umfaßt, abge
ehnt.
Engliſche Dienſtvrerweigerer. Bis zum 5. Mai 1916 befandenſof 120 e litariſten in Militärgefängniſſen in-

fo Dien eigerung. Die Behandlung der Antimili-tariſten iſt ve Sieben n manchen haben ſie
ie von den Soldatenſich wenig zu beklagen, in anderen werdenmißbandelt

Verurteilung engliſcher Sozialiſten. London, 11. Mai,
(Reuter.) Zwei Sozialiſten wurden „wegen Aufwiegelung zum
Streik“, durch welchen die Herſtellung von Munition aufgehal
ten wurde, zu je einem Jahre Gefängnis verurteilt.
Ein anderer Sozialiſt erhielt 18 Monate.

Die Unrnhen in Jrland ſind nach indirekten Meldungen ausLondon in einigen rten der Provinz wieder aufgeflackert. So

in Middleton und n Middleton iſt dasStadthaus von einer Anzahl Aufſtändiſcher beſetzt worden.
Es dürfte ſich hierbei weniger um eine Fortſetzung des Auf
ſtandes handeln, als vielmehr um Ausbrüche der Empörung
zegen die vielen Hinrichtungen von Jrländern durch die eng
liſchen „Sieger“.

Die Toten von Dublin. Die Geſamtzahl der in Irland geſten Varcder iſt noch unbekannt. Es be ſich jedoch immer

waren ſehr ſchwer; viele ichen waren nicht zu
und mußten begraben werden, ohne daß ihre er tät feſt
geſtellt war. So wurden auf einem Kirchhof allein 200 ſolche

begraben. i 2B0 Perſonen konnte feſt
geſtellt werden, daß ſie durch Gewehrkugeln getötet
waren.

belegte den Bahnhof

des Kleinwohnu efensfürſorgefonds“ r 10

Sangerhauſen Eckarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Eine Militärrevolte in Portugal“ Der Budapeſter Az Eſt
veröffentlicht ein Telegramm aus Granada, wonach in Liſſa-
von ein Aufſtand ausgebrochen ſein und das Arſenal
in Flammen ſtehen ſoll. Ein Teil der Truppen betelſlige
ſich an der Revolte.

Die Cabakſteuer abgelehnt
Die Verſchärfung der Zigarettenſteuer

angenommen!
Berlin, 11. Mai. Der Steneransſchuß des Reichstags

lehnte heute in der erſten Leſung des Tabakſtenergeſetzes die
Steuer auf Tabak und Zigarren ab, und zwar mit den
Stimmen der Sozialdemokraten, Polen und Fort-
ſ,hrittler, während das Zentrum und die Nationalliberalen
ſich der Stimmabgabe enthielten. Dann wurden die Kriegs
aunfſchläge für Zigaretten gegen die Stimmen der So-
zial demokraten und der Polen angonommen.
Für Zigarettentabak im Kleinverkaufspreis wurde die Steuer-
grenze von 5anf s Markheraufgeſetzt. Für Zigaret
ten aus Betrieben, die erſt nach dem 30. September 1915 ſteuer-
amtlich angemeldet ſind, ſoll der dreifache Betrag des
Kriegsaufſchlags erhoben werden.

Sozialpolitiſche Beſchlüſſe.
Der Hauptausſchuß des Reichstages (Budgetkom-

miſſion) hat geſtern über eine Reihe von Anträgen abgeſtimmt.
Einftimmig angenommen wurde der Antrag zur Förderung
des Kleinwohnungsbaues: m nächſten Reichshaushalt als
regelmäßige Ausgabe 80 000 Mk. J en zur Unterſtützung
derjenigen Vereinigungen, welche die allgemeine Förderunſt ezwecken; den „Reichswohnungs

illionen Mark zu erhöhen.
zurde die vereinigteit großer Me x angennn engabe teiſte und Zentrums Entſchließung:

die Beſchäftigung weiblicher und jugendlicher Arbeiter in
der Schwerindnſtrie überhaupt n ur dann zuzulaſſen, wenn

vorher die erforderlichen Bedingungen für den Schutz der
Geſundheit und Sittlichkeit dieſer Arbeiter erfüllt ſind ſowie

eeignete Schutzmaßnahmen getroffen ſind, um Unfallge-
hren, die aus der Eigenart der Frauenbeſchäftigung hervor-

gehen, möglichſt zu beſeitigen.
Ebenfalls mit großer Mehrheit angenommen wurde die

ſozialdemokratiſche Entſchließung:
„Zur Beilegung von Differenzen und Lohnſtreitigkeitenfür die eingeinen Jnduſtriebezirke Kriegsausſchüſſe

oder Schiedskommiſſionen zu errichten, wie
ſehr bereits für Berlin und das Königreich Sachſen be

ehen.“

Die ſozialdemokratiſche Entſchließung: Die ver
bündeten Regierungen zu erſuchen, dem 8 36 des Verſicherungs
geſetzes für Angeſtellte folgenden z zu geben: „Die Reichs
verſicherungsanſtalt kann auch Mittel aufwenden, um allgemeine dann zur Verhütung des Eintritts vorzeitiger
Berufsunfähigkeit unter den Verſicherten oder zur Hebung der
äeſundheitlichen Verhältniſſe der verſicherungspflichtigen Be-
völkerung zu fördern oder durchzuführen fand Annahme.

Mit großer Mehrheit wurden folgende auf die Verbeſſerung
der Familiennunterſtützung bezüglichen Anträge der Sozial-
demokraten und des Zentrums angenommen:

1. „Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, bei den Bundes-
regierungen dahin zu wirken, daß zum Zwecke einer ausreichen
den Unterſtützung der Familien in den Heeresdienſt eingetrete-
ner Mannſchaften in den Lieferungsverbänden und Gemeinden
Bedarfsſätze feſt geſetzt werden, die ſo zu bemeſſen
ſind, daß den Kriegerfamilien unter Berückſichtigung der herr-
ſchenden Teuerung die zur Ernährung, Bekleidung und
Wohnung erforderliche Unterſtützung geſichert wird, und von
dieſen Bedarfsſätzen nur abgewichen werden ſoll, wenn be-
ſondere Gründe dafür geltend gemacht werden können. Der
bisher ſchon für Unterſtützung der Kriegerfamilien an die
Bundesſtaten gewährte Reichszuſchuß iſt entſprechend zu er-
höhen.

2. Den Herrn Reichskanzler zu erfuchen, zu veranlaſſen, daß,
wenn die den Familien der Kriegsteilnehmer gewährte Unter-
ſtützung durch den Tod der Mutter eine Verringerung erleidet,
der auf die Mutter entfallende Unterſtützungsbetrag an die Per
ſon ausbezahlt werde, welche mit dem Unterhalt und der Er-
ziehung der hinterbliebenen Kinder beauftragt iſt.“

Eine ſozialdemokratiſche Entſchließung auf Aufhebung
des Sparzwangs für jugendliche Arbeiter und Arbeiterin-
nen wurde gegen die Stimmen der Antragſteller abgelehnt.

w

Die Geſchäftsordnung des Reichstags.
Die Geſchäftsordnung für den Reichstag hat nicht nur aus

den beſonderen Anläſſen, die gegenwärtig die Oeffentkichkeit
o ſtark beſchäftigen. ein außerordentliches Jntereſſe, ſondern
ie hat von 3 als Vorbild für die Führung parlamentariſch
eleiteter Verſammlungen und Vereine außergewöhnliche BVe-

rechende Beachtung gefunden. Es iſt
deshalb auf das lebhafteſte zu begrüßen, daß der Direktor beim
Reichstag, Geheimrat nen die Geſchäftsordnung des

ejchstags mit einem umfangreichen Kommentar aus der Ge
des uſes herausgegehen und damit für die weiteſteneiſe, die in parlamentariſchen Körperſchaften, in Vereinen

und Organiſationen leitend beſchäftigt ſind, einen Wegweiſer
eſchaffen hat. der ihnen außerordentlich willkommen ſein wird.

auch äußerlich gut ausgeſtgttete Buch iſt im Buchhandel
durch den Karl Hehmannſchen Verlag (Berlin, Mauerſtraße)
u beziehen und bietet in ſrſtematiſcher Anordnung mit um

eutung geben und e

ſſenden Belegen aus der Praxis des Reichstags ein faſt voll
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bier alle mit Urteilen der verſchiedenen Präſidenten

kommenes Bild aller parlamentariſch und vereinsmäßig mög-
lichen Geſchäftsordnungsfragen. Das Buch hat aber auch über
den direkten Zweck hinaus ſtarken politiſchen weil die
Geſchäftsordnung des Reichstags ein Stück der deut

en Reichsverfaſſung darſtellt, da die Ver
aſſung dem Reichstage das Recht gegeben hat, ſeine Geſchäfte
ſelbſtändig zu ordnen. Wir erfahren allein durch die Geſchäfts
ordnung des Reichstags, welchen Gang ein Geſetzentwurf oder
ein Antrag von ihrer Einreichung bis zu ihrer endgültigen Be
Shfßſaſſung durchlaufen, wir erfahren allein durch die Ge
ſchäftsordnung des Reichstags etwas über das Jnterpellations
recht, das ein ſo wichtiges Fundament der parlamentariſchenDemokratie darſtellt. Daneben laufen die eigen Fragen
des parlamentariſchen Rechts und der Geſhäftefü run ie

ar
teien des Reichstags belegt werden. Das Buch ruft auch weh
mütige Erinnerungen für unſere Partei hervor, denn wir ſehen
wieder, einen wie wichtigen Anteil an der Geſchäſtsführung
des Reichstags unſere großen nun ſchon verſtorbenen parlameniariſchen Führer wie Bebel und im beſonderen in dieſem

Rahmen Singer gehabt haben. So wird das Buch nicht nur
ſachlich, ſondern bei unſeren Organiſationen auch parteipoli
tiſch berechtigtes Jntereſſe erwecken.

Der Fall Liebknecht.
„Landesverrat.“
Reichstagsbrief,

Das Thema Sozialdemokratie und Landesverrat hat in ben
Wahlkämpfen vergangener Zeiten eine große Rolle geſpielt.
Skrupelloſe Gegner waren ſtets bereit der Partei oder eingel
nen ihrer Vertreter vorzuwerfen, daß ſie im Kriege von 70-71
eine landesverräteriſche Haltung eingenommen hätten. Mit
h Entrüſtung ſind dieſe Vorwürfe von der ſogzial
demokratiſchen Parteiartei worden. und in ihrererechten Abwehr ſind die i jener Aeußerungen über die

ellung der Sozialdemokratie zur Landesverteidigung ent
ſtanden die in den Diskuſſionen der letzten Zeit ſo oft gzitiert
worden ſind. Bebel konnte in höchſte Erregung geraten, wenn
ihm in gegneriſchen Blättern nachgeſagt wurde, er ſei ſeiner

eit wegen Landesverrat verurteilt worden, nicht, wie es in
irklichkeit war, wegen Hochverrat.
Das Empfinden für die Schimpflichkeit jener Handlungen,

die man wirklich aber auch nur ſolche als Landes-
verrat bezeichnen kann, iſt tief im Volksbewußtſein verankert.
Wer wirklich Landesverrat übt, d. h. nach dem Wortlaut
des Geſetzes „vorſätzlich während eines gegen das Deutſche
Reich ausgebrochenen Kriegs einer feindlichen Macht Vorſchub
leiſtet oder der l t des Deutſchen Reiches oder der
h desſelben Nachteil zufügt“, der ſetzt vorſ
Unzählige ſeiner Volksgenoſſen dem Verderben aus und be
das eigene Land. Spricht man von Landesverrätern, ſo
man an Ephialteo, der den Perſern den Weg zeigte auf dem
ſie den Verteidigern der Thermopylen in den Rücken fallen
konnten, denkt man an Spionage, heimliche Verſchwörungenund Beſtechungsgelder des e

Es kann auch kein Zweifel darüber beſtehen, daß der S 89
des Strafgeſetzes, der vom Landesverrat handelt, in erſter
Linie die direkten militäriſchen Schäden ins Auge
ſaßt, die durch Begehung dieſer Straftat vorſätzlich be-
wirkt werden ſollen, und es hat ſein arg Bedenkliches, den
Begriff des Landesverrats vom Militäriſchen auf das Poli-
t i ſche auszudehnen. Hier muß emacht werden! Die
Beweggründe eines Mannes, der Reden hält und Flugblätter
verteilt, ſind nicht ſo leicht e uſtellen, wie jene eines andern,
der aus Gewinnſucht oder Leidenſchaft die militäriſchen Ope-
rationen des eigenen Heeres zu ſchädigen verſucht. An die
Stelle der objektiven Feſtſtellung tritt hier das i Er
meſſen der Richter, das naturgemäß von ihrem Verſtändnis
der politiſchen Dinge und von er eigenen politiſchen Stel
lung ſtark beeinflußt werden muß.

Es wäre ein verderblicher 7 wenn man annehmen
wollte, daß eine Agitation, die die Regierung zum Abſchluß
eines Friedens zwingen will, ohne weiteres als „landes-
verräteriſch“ betrachtet werden müſſe. Wie falſch eine ſolche
Auffaſſung iſt, wird einem ſofort klar, wenn man ſich den
Fall auf ein feindliches Land übertragen denkt. Wenn z. B.
in Frankreich Leute der Meinung ſind, eine Fort
des Krieges die militäriſche Lage ihres Landes nur verſchlech-
tern könne, und daß der Frieden für Frankreich ſich deſto un
günſtiger geſtalten werde, je länger er hinausgeſchoben werde,
ſo wird kein Menſch in Deutſchland dieſe Leute, weil ſie auf
den raſchen Abſchluß eines Friedens dringen, für Landesver
räter halten. Man wird begreifen, der franzöſiſchen
Kriegführung, die noch immer auf Sieg rechnet, eine derartige
Agitation ſehr unbequem ſein muß, man wird begreifen, daß
Mittel geſucht werden, dieſe Agitation zu verhindern, aber man
wird einen Paragraphen, der dem deutſchen Landesverrats-
cragraphen gleichkommt, für ein dazu durchaus ungeeignetesine halten. Denn die Abſicht der vermeintlichen Landes
verräter geht ja nicht dahin, der eigenen Kriegsmacht Schaden
zuzufügen, fondern im Gegenteil dahin, Intereſſen des eigenen
Volkes wahrzunehmen.

Man ſieht, daß der politiſche Landesverrat, wenn man
von einem ſolchen im Gegenſatz zum militäriſchen überhaupt
ſprechen dürfte, mit den verwickelten Problemen der Politik
im engſten Zuſammenhang ſteht. Glaubte man, politiſche
Agitationen während des Krieges unter Strafe ſtellen zu
müſſen, ſo wäre dazu eine entſprechende Aenderung des deut
ſchen Strafgeſetzbuches notwendig. Eine Handhabe zur ſtraf-
geſetzlichen drfü gung ſolcher Agitationen iſt im Landesver
ratsparagraphen nicht gegeben, und man ſollte e S
hüten, dieſem Paragraphen eine Anders zu n, die
dem Rechtsbewußtſein des Volkes nicht entſpricht.
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Verhandlungsbericht.
46. Sitzung, Donnerstag, 17. Mai.

Der Fall Liebknecht.
Die Geſchäftsordnungs Kommiſſion hat über die beiden

ſchleunigen Anträge Albrecht (Soz.) und Beruſtein
Se Arbeitsgemeinſchaft) auf Ausſetzung des den Abg.

Liebknecht eingeleiteten Verfahrens für die Dauer
der Reichstagsperiode und Aufhebung der über ihn verhängten
Haft beraten und ſtellte den Antrag, beide Anträge abzu-
lehnen.

Abg. v. Payer (Fortſchr. Volksp.)
berichtet über die Verhandlungen des Ausſchuſſes. Die Ge-
ſchäftsordnungskommiſſion hat an der Hand zur Verfügung
geſtellten Unterſuchungsakten des Königlichen Kommandantur-
gerichts Berlin gegen den Landſturmmann Karl. Li
wegen Kriegsverrats und anderer Vergehen den Tatbeſtand feſt-
geſtellt. Es ergab ſich folgendes: Am Abend des 1. Mai nach
8 Uhr fanden auf dem Potsdamer Platz in Berlin Anſamm-
lungen ſtatt, zu denen ſich etwa 200 Perſonen, meiſt jugendlichen
Alters, auch Frauen, eingefunden hatten. Nach der Schilde-rung der als Zeugen vernommenen Polizeibeamten und Unter-
offiziere wurde, wie es in ſolchen Fällen üblich zu ſein ſcheint,
die Anſammlung an den Bürgerſteigen von den anweſenden
Schutzleuten weiter gezogen, die auch hin und wieder einen Teil
der Straße abſperrten. Es wurde etwas gelärmt und gejohlt.
Jm allgemeinen verhielt ſich aber nach dieſer Darſtellung die
Menge ruhig. Während die Polizei nun bemüht war, den
Bürgerſteig vor dem Fürſtenhof zu ſäubern, rief ein Mann aus
einem Menſchenknäuel mit lauter Stimme:

„Nieder mit dem Krieg! Nieder mit der Regierung!“
wei Schutzleute faßten den Mann und führten ihn zur nächſten
olizeiſtation, wobei er ſich nach ihrer Angabe gegen die Ab-

führung ſträubte, indem er den Oberkörper zurückbog, mit den
Armen nach hinten ſchlug und die Füße gegen den Boden
ſtemmte. Nur mit Gewaltanwendung konnte der Feſtgenom-
mene zur Polizeiſtation geſchafft werden. Dieſer Feſtgenom-
mene war der Abg. Dr. Liebknecht, der damals einen
Zivilanzug trug und nicht ſofort von den Schutzleuten er-
kannt wurde. Er wurde in Haft behalten. Am 2. Mai wurde
auf Veranlaſſung der Kriminalpolizei bei ihm, weil er im Ver-
dacht ſtehe, die Straßenkundgebungen eingeleitet zu haben, in
ſeiner Wohnung und in ſeinem Bureau Hausſuchungen abge
halten, wobei ſich in ſeiner Wohnung 120 kleine Handzettelein-
ladungen zu Straßendemonſtrationen am 1. Mai fanden und
über 1300 Eremplare eines Flugblattes: „Auf zur Maifeier!“
Bei ſeiner erſten Vernehmung vor einem Kriminalkommiſſaram 2. Mai hat der Abg. Liebknecht ſofort erklärt, die bei ihm
vorgefundenen Handzettel und Flugblätter ſeien ihm bekannt.
Er habe ſie verbreitet, ſoweit er Gelegenheit dazu gehabt habe.
Er gäbe auch zu, daß die bei ihm gefundenen Exemplare zur
Verbreitung beſtimmt geweſen ſeien. Am Abend des 1. Mai
habe er ſich zum Potsdamer Platz begeben, um ſich an der Mai-
demonſtration zu beteiligen. Er habe dort verſchiedene Ge-
ſinnungsgenoſſen getroffen, deren Namen zu nennen er ver-
weigere. Er habe in der Nähe mehrmals gerufen: „Nieder mit
dem Krieg, nieder mit der r hie Er habe damit ſeine
neberzeugung öffentlich bekunden wollen, daß es Pflicht der
Regierung wäre, den Krieg zu beenden, und daß es Aufgabe
des Volkes ſei,

einen entſprechenden Druck auf die Regierung ausznüben.
Er halte dies ſein öffentliches Auftreten nicht für ſtrafbar.
vielmehr als ſeine Pflich gegenüber der großen Maſſe des deut-
ſchen Volkes wie auch anderer kriegführender Staaten, in
denen ſeine politiſchen Geſinnungsgenoſſen in gleichem Sinne
wie er tätig ſeien. Am 3. Mai wurden vom Gerichtsherrn zwei
Haftbefehle erlaſſen. Jn dem erſten heißt es: „Der Armie-
rungsſoldat Karl Liebknecht iſt in Unterſuchungshaft zu neh
men, weil er dringend verdächtig iſt, in Berlin am 1. Mai 1916
durch eine fortgeſetzte Handlung öffentlich vor einer Menſchen
menge und durch Verbreitung von Schriften zum Ungehorſam
gegen die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuſtändigkeit ge
troffenen Anordnungen aufgefordert zu haben, ferner feinen
Ungehorſam gegen einen Befehl in Dienſtſachen durch Nicht-
befolgung betätigt und dadurch die Gefahr eines erbeblichen
Nachteils im Felde herbeigeführt zu haben, endlich einem Be
amten, der zur Vollſtreckung von Befehlen und Anordnungen
der Verwaltungsbehörden berufen war, in der rechtmäßigen
Ausübung dieſes Amtes durch Gewalt Widerſtand geleiſtet zu
haben, 88 110, 113 des Reichsſtrafgeſetzbuches, S8 92, 93 Abſ. 1
und 2 des Militärſtrafgeſetzbuches, Allgemeine Verordnungen
vom 13. Juli 1914 und, ſoweit die Aufrechterhaltung der mili-
täriſchen Diſziplin in Betracht kommt, S 176, Nr. 3 der Militär
z afgerta t rn Jm zweiten Haftbefehl heißt es: „Der
Armierungsſoldat Karl Liebknecht iſt in Unterſuchung zu neh-
men, weil er ferner dringend verdächtig iſt, vorſätzlich während
eines gegen das Deutſche Reich ausgebrochenen Krieges einer
feindlichen Macht Vorſchub geleiſtet zu haben. S 89 des Reichs-
ſtrafgeſetzbuches ſowie F 176, Nr. 1 des Militärſtrafgeſetzbuches.“
Jn dem

eingeleiteten Ermittlungsverfahren
fügte der Abgeordnete Liebknecht ſeinen bisherigen Erklärungen
noch folgendes hinzu: Er wolle nicht beſtreiten, daß ſein per-
ſönliches Verhalten möglicherweiſe objektiv den Tatbeſtand des
s 113 Widerſtand gegen die Staatsgewalt) ergeben könne. Den
Tatbeſtand des S 110 halte er nicht für vorliegend. Er habe
die Handzettel und die Flugblätter verteilt, ſowohl in den
letzten Tagen des April als auch am 1. Mai, jedoch nicht mehr
am Abend dieſes Tages auf dem Potsdamer Platz. Da alle
Vorgänge ſich in ihren maßgebenden Teilen in den letzten
Tagen de sApril und am 1. Mai, dem Tage der Verhaftung
ſelbſt, abgeſpielt haben, ſo ſind die Einleitung der Unterſuchung
und die Verhaftung, auch ohne daß zu dieſem Vorgehen der
Reichstag ſeine Zuſtimmung erteilt hätte, nicht zu beanſtanden,
und zwar deshalb nicht da nach dieſem Sachverhalt der Abge-
ordnete Liebknecht bei der Ausübung der Tat oder im Laufe des
nächſtfolgenden Tages ergriffen worden iſt. Darüber, daß auch
einem militärgerichtlichen Verfahren gegenüber der
Reichstag berechtigt ſei. Aufhebung des Strafverfahrens
und der Haft zu verlangen, herrſchte in der Kommiſſion eine
Meinung. Das Ermittlungsverfahren geht nun davon aus,
daß ſich der Abgeordnete Liebknecht durch ſein Verhalten einer
Reihe von Verfehlungen gegen Strafgeſetze ſchuldig gemacht
habe. Nämlich er habe ſich zuſchulden kommen laſſen: Ein
Verbrechen des verſuchten Kriegsverrats 89, 176 des Straf-
geſetzbuches), gegen S 56, 57 des Militärſtrafgeſetzbuches durch
Verteilung des Flugblates, eines Vergehens nach W 110 des
Strafgeſetzbuches (Aufforderung zum Ungehorſam gegen das
Geſetz oder rechtsqgültige Verordnungen), verübt oder Mitver-
anſtaltung der während des Belagerungszuſtandes verbotenen
Demonſtrationen vom 1. Mai und endlich auch noch eines Ver-
gehens gegen S 113 des Strafgeſetzbuches, verübt durch ſeinen
Widerſtand gegen die Vollſtreckungsbeamten.

Es war nicht die Aufgabe des Ausſchuſſes, Stellung zu den
juriſtiſchen Fragen zu nehmen. Der Aufruf, ſoweit ſein Jn-
halt ohne Schädigung des Reiches hier zum Vortrag gebracht
werden kann, nimmt die Maifeier zum Anlaß, um in der ſchärf-
ſten Form für den Krieg und die in ſeiner Folge eintretenden
Schädigungen nicht unſere auswärtigen Feinde, ſondern eine
Reihe von einheimiſchen Ständen und Erwerbszweigen und die
Herrſchſucht der Regierung verantwortlich zu machen.
Er fordert dann die Arbeiter und Frauen auf, den Fluch des
Krieges und das Verbrechen des Menſchenmordes nicht weiter
zu tragen. Das Volk müſſe ein Ende machen Ueberall in
Dentſchland und in feindlichen Ländern müſſen die Arbeiter
die Fahne des Klaſſenkampfes ergreifen. Die Arbeiter und die
Frauen werden dann weiter aufrefordert, den Maifeiertag
zum Proteſt gegen die imperialiſtiſche Metzelei zu geſtalten.
Es wird dann aufgefordert zum Kampfe gegen unſere „Feinde“,
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5 mpf fürters proletariſcher J eſſen anſehe
Der Ausſchuß ging im allgemeinen von der Erwägung aus.

daß der Reichstag in einem ſolchen Falle in erſter Linie zu
rüfen habe, ob der Antrag ernſtlich gemeint und mit Nachdruck

ründet ſei und ob eine ſtrafrechtliche Verurteilung auf
dieſer Grundlge ſich als möglig annehmen laſſe. Dieſe Vorausſetzung nahm die Nehrh t des Ausſchuſſes als zutreffend
an und ging deshelb wernter zur Entſcheidung darnber, die

Verhältniſſe es rechtfertigen, auch dieſer ernſten Beſchuldigegenüser h des Verfahrens und Aufhebung der Ba
zu verlangen. Die Anſchauungen gingen auseinander. Man
war ſich einig, daß das Verhalten des Abg. Liebknecht hier im
Hauſe ſelbſtverſtändlich ohne jede Einwirkung auf die Ent-

nträgen zum Ausdruck gekommenen Auffaſſungen gegenüber
ſprach ſich die Mehrheit dagegen aus, daß der Reichstag in
dieſem Falle von ſeiner Befugnis Gebrauch machen wolle. Man
war ſich klar darüber, daß man in einem ſolchen Falle auch zu
unterſuchen habe, ob wirklich das Haus und damit die Allge-
meinheit ein ſo großes Intereſſe an der Mitarbeit des betreffen
den Mitgliedes habe, daß man darum die große Verantwort-
lichkeit auf ſich nehme, t Gerechtigkeit in den Arm zu fallen.
Die Verfehlungen des Abg. Liebknecht ſeien ſo groß, daß davon
kleine Rede ſein könne. Man müſſe auch bedenken, wie ſolche
Bedenken auf das Ausland wirkten. Sie bedeuteten eine
ernſte Gefahr für das Vaterland.

Die Verfehlungen des Abg. Liebknecht ſeien ſo ſchwer, daß
dagegen die bisher geübte milde Praxis nicht aufrecht erhalten
werden dürfe. Dies bedente noch lange keine Verpflichtung des
Reichstags, ſtets ſo zu handeln. Dieſes ging auch deshalb nicht
an, weil wir uns inmitten eines Krieges befinden. Außerdem
liege doch auch eine große Verantwortlichkeit vor, wenn man
dem Abg. Liebknecht, der es für ſeine Pflicht erklärt, ſeine An-
ſchauungen auch noch weiterhin rückſichtslos zu verteidigen,
dadurch, daß man ihm künſtlich Gelegenheit verſchaffen würde,
ſeine Verfehlungen auch zu ſeinem eigenen Schaden bei nächſter
beſter Gelegenheit zu wiederholen. Dazu ſei die Sache doch
viel zu ernſt. Von dieſen Erwägungen im allgemeinen aus-
gehend, kam die Kommiſſion mit zehn gegen vier Stimmen zu
dem Antrag, die beiden ſchleunigen Anträge abzulehnen. Jch
habe dieſe Anträge der Kommiſſion zur Annahme zu empfehlen.

Abg. Landsberg (Soz.)
Die Annahme unſeres Antrages würde einem Brauche ent-

ſprechen, der ſich Jahrzehnte hindurch entwickelt hat. Es gibt
keinen einzigen Fall in der parlamentariſchen Praxis des
Reichstags, in dem dem Antrage auf Einſtellung eines Straf-
verfahrens nicht ſtattgegeben wäre. Es ſoll ſich überdies ja
nur um eine Hinausſchiebung des Verfahrens handeln.
Die Perſon des Abg. Liebknecht iſt mir vollſtändig gleichgültig.

habe weder den Beruf noch die Neigung, ihn zu verteidigen.
verteidige ausſchließlich das Recht des Reichstags. er

Reichstag hat nicht über Liebknecht zu Gericht zu ſitzen, dazu
ſind die von der militäriſchen Strafgerichtsordnung beſtellten
Richter berufen. Jhnen ſoll der Rechtsfall Liebknecht durch
unſeren Antrag nicht entzogen werden. Der Reichstag hat
lediglich nach politiſchen, nicht nach juriſtiſchen Geſichtspunkten
den Antrag zu beurteilen. Nur eine Ausnahme will ich gelten
laſſen. Wäre es offenbar, daß die Anklage eine Schein-
anklage iſt, eine tendenziöſe Anklage, die erhoben iſt, um
einem Parlamentarier ſein parlamentariſches Wirken unmög-
lich zu machen, dann würde der Reichstag auch in eine recht-
liche Würdigung der Tgten eintreten müſſen. Ein ſolcher Fall
liegt hier nicht vor. Jnfolgedeſſen ſcheidet die juriſtiſche Be
urteilung vollkommen aus. Für uns kommt es nur darauf an,

was frommt dem Reiche und dem Reichstag.
Der Reichstag darf ein Recht, das er beinahe fünfzig Jahte
eiferſüchtig gewahrt hat, nicht preisgeben. Hier muß
es heißen: „Widerſtehe im Anfang“. Verletzt man
einen Grundſatz einmal, ſo verletzt man ihn zum zweiten und
dritten Male viel leichter noch. Der Abgeordnete Liebknecht
will durch einen Appell an die Maſſen eine Regierung zum
Frieden zwingen, die bereits wiederholt ihre Friedensbereit-
ſchaft vor aller Oeffentlichkeit ausgeſprochen hat. Würde ſie
auch die Auslieferung eines Mannes verlangen, der es um-
gekehrt unternommen hätte, die Regierung zur Anwendung
einer Methode der Kriegführung zu zwingen, die zur Ver-
längerung und Verſchärfung des Krieges und zu einer erheb-
lichen Verſchlechterung der Lage Deutſchlands führen müßte?
Es liegt nun die Annahme unſeres Antrages im Intereſſe des
Reiches. Jch nehme ohne weiteres an, die Gründe der Mehr
heit der Geſchäftsordnungskommiſſion zur Ablehnung unſeres
Antrages ſind die wahren Gründe. Aber hier handelt es ſich
um eine Durchlöcherung der Unverletzlichkeit. Machen wir
unſere Entſcheidung abhängig von der Schwere der Tat, ſo
ſetzen wir an die Stelle des feſten Grundſatzes das einſeitige
perſönliche Ermeſſen und die größere oder geringere perſön-
liche Gewandtheit. Alle erſehnen wir den Frieden. Wir ſind
aber entſchloſſen, den Krieg fortzuſetzen und unſer Land weiter
zu verteidigen, um es zu erhalten und zu ſichern. Das iſt die
Stimmung des deutſchen Volkes, und dieſe Stimmung kann
durch ein Blatt Papier und durch Anſammlungen am
Potsdamer Platz nicht erſchüttert werden. Aus jeder Zeile
des Flugblattes ſpricht die Nervoſität eines Mannes, der da
glaubt, in die Geſchichte der Welt eingreifen zu können. Be-
wahren wir uns demgegenüber klare kühle Ruhe, dann dienen
wir dem Reiche am beſten. Beifall links.)

Präſident Dr. Kämpf teilt mit, daß
namentliche Abſtimmung eingelaufen iſt.

Abg. Haaſe (Soz. Arb.
Darüber, daß der Artikel 31 der Reichsverfaſſung ſich auch

auf militärgerichtliche Unterſuchungsfälle erſtreckt, beſteht ent-
gegen der zum Teil in der Preſſe laut gewordenen Auffaſſung
hier keinerlei Zweifel. Der Reichstag hat ſtets den Grundſatz
vertreten, daß das Recht des Parlaments auf Teilnahme aller
ſeiner Mitglieder an den Verhandlungen höher ſtehen müſſe,
als die raſche Durchführung eines Strafverfahrens. Es wird
nicht das Strafverfahren ausgelöſcht, ſondern lediglich hin-
ausgeſchoben. Wir haben das auch ſtets unabhängig ge-
macht von dem Willen des Beteiligten. Deshalb
fragen wir jetzt auch nicht, ob Liebknecht mit unſerem Vor-
gehen einverſtanden iſt. denn nicht ſein individuelles Recht,
ſondern das Recht des Parlaments ſteht in Frage. Mit Ent-
ſchiedenheit muß der Gedanke abgelehnt werden, als ob die
jeweilige Mehrheit das Recht haben könnte, über den Wert
der Anſchauungen des einzelnen Abgeordneten und ſeiner Teil-
nahme an den parlamentariſchen Verhandlungen ſein Urteil
abzugeben. (Sehr wahr! b. d. Soz. Arb.) Anſchauungen ein-
zelner haben ſich im Laufe der Zeit oft genug durchgeſetzt und
ſind zur geltenden Meinung geworden. Da darf keine Mehr-
heit eines Parlaments ſo anmaßend ſein, über den Wert von
Anſchauungen eines einzelnen abzuurteilen. Die Zeitungs-
berichte über die Kommiſſionsverhandlungen erwecken den Ein-
druck, als ob es feſtſtünde, daß Liebknecht das Verbrechen des
Landesverrats begangen hat. Dieſe Auffaſſung iſt aber durch-
aus irrig. Nach meiner Ueberzeugung kann im Gegenteil
von dem Verbrechen des Landesverrats bei ihm gar keine Rede
ſein. Jch habe wiederholt als Verteidiger in der Kriegszeit
Angeſchuldigten meine Hilfe geliehen, die wegen Verbreitung
ganz ähnlicher Flugblätter verfolgt wurden. Jn all dieſen
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ordnungen oder wegen
S Hört!) In einem Falle,

eSeten, ſondern allenthal
verbreitet worden ſein, und die in der Fl
ten Anſchauungen mien einer enörigen des Heeres bekannt c wo

ört!) In den Akten findet ſich auch zunächſt von der An
age des L ats gar nichts, nicht einmal in dem Haft-

befehl des Kom rgerichts Berlin, unterſchrieben vom
Gerichtsherrn, der amte Tat unter allen juriſtiſchen

punkten chtet. (Hört! Hörtl) Der Gedanke des
Landesverrats iſt in die Akten erſt hineingeworfen worden von
dem Berliner Pol denten Herrn v. Jagow. (Hört!
h Und dieſer erblickt den Landesverrat nicht etwa in dem
Flugblatt, ſondern in einer ganz anderen Tat. Er ſchreibt
nämlich, als er das Protokoll, das mit dem Abg. Liebknecht auf
genommen worden war, der Kommandantur überſandte, fol
endes: „Der Abg. Liebknecht erklärt auch, daß er mit Geſunnn sfreunden im feindlichen Auslande zuſammenarbeite,

Pören Siel den Weltkrieg ſobald als möglich zu be
enden!“ Darin ſoll der Landesver.rat liegen. rt!Hörtl b. d. Soz. Arb.) Im übrigen hat Herr v. Jagow außer
dem noch die Ausſage Liebknechts ganz falſch verſtanden. Lieb-
knecht hat gar nicht geſagt, daß er zuſammengearbeitet habe
mit Ausländern, ſondern er hat geſagt, daß er hier für den
Frieden arbeite und daß in gleicher Richtung auch in
den anderen Ländern ſeine Geſinnungsfreunde arbeiteten.
Krpt Hört! b. d. Soz. Arb.) Darin kann doch unmöglich
andesverrat liegen. Alle diejenigen, die in dieſer Sache

urteilen, ſollten es als ihre dringendſte Pflicht anſehen, den
Gedankengang des Beſchuldigten verſtehen zu lernen. Lieb-
knecht hat darüber nie einen Zweifel gelaſſen, daß er inter
nationaler Sozialiſt iſt. Es iſt bei ihm völlig ausgeſchloſſen,
daß er etwas unternehmen kann zu. dem Zweck, um ſeinem
eigenen Volke zu ſchaden. Seine ganze Tätigkeit geht viel
mehr auf etwas anderes hinaus: er hält es für notwendig,
daß die Volksmaſſen bei uns aufgerufen werden, um durch ſie
auf die Regierung einzuwirken im Jntereſſe einer raſchen Her-
beiführung des Friedens, wie er das von ſeinen Geſinnungs-
genoſſen in anderen Ländern auch wünſcht. Wenn Sie ſo
betrachten, was Liebknecht will, ſo werden Sie, falls Sie nicht
von Zorn und Groll über ſein Auftreten erfüllt ſind, zu einem
ganz anderen Urkeil kommen müſſen. Daß aber in der
Tat eine große Mißſtimmung gegen Liebknecht herrſcht,
hat ja das neuliche Vorgehen gegen ihn bewieſen, als er ledig
lich Ausführungen machte, die gar nicht angreifbar ſind, die
in Handelszeitungen ſchon vorher gemacht worden waren, und
als er deshallb als „Landesverräter“ geſtempelt wurde. Viele
von Jhnen werden, wenn ſie ſich innerlich prüfen, nicht be
ſtreiten können, daß doch eine große Summe von Mißſtim-
mung gegen Liebknecht bei Jhrem Urteil maßgebend iſt.
Der Berichterſtatter hat das Flugblatt, um das es ſich handelt,
nicht vorgeleſen. Niemand könnte mich verhindern, däs zu
tun, wenn ich es für nötig hielte. Aber iſt denn etwa das,
was der Berichterſtatter ſelbſt als Quinteſſenz des Flughlattes
darlegte, etwas Unerhörtes? Haben Sie das nicht aus dem
Munde faſt jeden Mitgliedes der ſozialdemokratiſchen Partei
immer wieder vernommen? Als Herr v. Payer das Wort
Klaſſenkampf erwähnte, ſah man förmlich, wie ihn eine
Gänſehaut überlief. (Gr. Heiterkeit.) Bei dem Klaſſenkampf
ſtellen ſich viele noch immer den Kampf mit Heugabeln vor.
Von den auf dem Potsdamer Platz Verſammelten hat keiner
einen Gegenſtand bei ſich geführt, der zur g von
Gewalt geeignet geweſen wäre! Und da will man behaupten,
als ob Gefahr für das Land beſtanden hätte, als b dem Aus-
land Vorſchub geleiſtet worden wäre? Wenn es ſo um uns
ſtünde, daß dadurch unſer Land benachteiligt werden könnte,
ſo wäre es wirklich ſchlimm um uns beſtellt, und diejenigen,
die ſolche Anſchauungen vertreten, leiſten rade ſolchen Ge
danken Vorſchub. (Sehr gut! b. d. Soz. Arb

Auch ich kann mir Fälle denken, wo der langjährige Grund-
ſatz des Reichstags, daß ein Abgeordneter während ſeines Zu-
ſammenſeins nicht verfolgt werden darf und aus der Unter-
ſuchungshaft entlaſſen werden muß, nicht als fakroſaänkt gelten
kann. Jch denke da an gemeine, ſchwere Verbrechen und auch
an die Fälle, wo es notwendig iſt, zu verhüten, daß der Tat-
beſtand verwiſcht wird. Aber ohne jede Ausnahme muß eine
politiſche Körperſchaft daran feſthalten, daß bei poli-
ti ſchen Vergehen es niemals Ausnahmen geben darf. Jch
erinnere die bürgerlichen Parteien nur an ihre eigene Ver
gangenheit. Es hat Zeiten gegeben, wo auch gegen die Fort
ſchrittler mit der gleichen Leidenſchaft wie heute der Vor
wurf der Vaterlandsloſigkeit erhoben wurde, und gerade in
dieſen Tagen ging uns der Proſpekt über einen neuen Band
der Geſchichte des Kulturkampfes zu, in dem wird,

um

welche Vorwürfe ſich früher das Zentrum in dieſer Zeit des
Kampfes hat gefallen laſſen müſſen. Jch erinnere auch daran,
wie während des r r gegen Bebel und Lieb-
knecht im Jahre 1872 dieſe beiden Männer in den Kot gezogen
wurden und wie ſich ſpäter all dieſe Vorwürfe als haltlos er
wieſen haben. Und ich erinnere ſchließlich daran, daß man bis
zum Beginn dieſes Krieges der deutſchen Sozialdemokratie die
gleichen Vorwürfe machte, die ſich doch auch als haltlos heraus-
geſtellt haben. Liebknecht hat mit dem größten Mute das
iſt die Eigenſchaft, die ihn auszeichnet in dieſem Unter
ſuchun, „verfahren ſich zu allem bekannt, was er getan hat, ob-
wohl ihm als Beſchuldigten das Recht zuſtand, jede Auskunft
zu verweigern. Und ein Mann, der dieſen Mut'bewerſt,
der auf Grund ſeiner innerſten Ueberzeugung, geträgen von
ſeinen Prinzipien, das tut, was er glaubt tun zu müſſen im
Intereſſe des deutſchen Volkes und der ganzen blutenden
Menſchheit, den wollen Sie anders behandeln, als, ſolange der
Reichstag beſteht. alle behandelt worden ſind, die in gleicher
Lage geweſen ſind. Das würde das Volk nicht verſtehen.

Höchſt merkwürdig berühren muß uns ein Brief, der ſich auch
bei den Akten befindet und der von dem Stellvertreter des
Reichskanzlers ausgeht und an das zuſtändige Militärgericht
gerichtet iſt. Dieſer Brief, der mit „Lewald“ unterzeichnet iſt,
lautet: „Auf der Tagesordnung der Sitzung des Reichstags
ſtehen die Anträge Albrecht und Bernſtein auf Einſtellung des
gegen den Abg. Dr. Liebknecht ſchwebenden Verfahrens und auf
Aufhebung der über ihn verhängten Haft. Jch zweifle nicht
daran, daß dieſer Antrag abgelehnt werden wird. (Lebbh.
Hört! Hört! b. d. Soz.) Halte es aber, um dieſes Ergebnis
zu erzielen (ſtürm. Hört! Hört! b. d. Soz.), für unerläßlich,
daß die Gerichtsakten ſobald als möglich eingeſchickt werden,
damit ſie als Unterlage für die Beſchlußfaſſung des Reichs-
tags dienen können.“ (Eneutes lebh. Hört! Hört! b. d. Soz.)
Nach meiner Anſicht hat ein Reichsbeamter wohl das Recht,
Akten einzufordern, die dem Reichstag als Unterlage für ſeine
Beſchlüſſe dienen ſollen, aber ex hat nicht das Recht, dem Ge-
richt zu ſchreiben, die Ueberſendung müſſe erfolgen, um ein
veſtimmtes Ergebnis zu erzielen, nämlich damit der Reichstag
von Artikel 131 Abſ. 2 der Reichsverfaſſung keinen Gebrauch
macht. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Kein Beamter des Reichs hat
das Recht, dem Reichstag in ſeinem Urteil r
(Erneute Zuſt. b. d. Soz.) Welche Jnformationsquellen ſtan
den übrigens dem Miniſterialdirektor Lewald bei ſeinem
Schreiben zur Verfügung? Jedenfalls macht das Schreiben
den denkbar ungünſtigſten Eindruck, es will offenbar einen
Eindruck auf die Rechtſprechung machen. Dem aber muß unter
allen Umſtänden vorgebeugt werden, denn damit werden un-
berechenbare Gefahren heraufbeſchworen. Es muß auf das
ſchärfſte getadelt werden, daß eine ſolche Einwirkung auf die
Rechtſprechung verſucht wird. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Jch
ebe mich nicht der Hoffnung hin, daß meine Ausführungen

in dieſem Hauſe etwas an dem Reſultat ändern können. Aber
das kann ich Jhnen erklären: nachdem Sie einmal den
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Darauf Fortſetzung der erſten Leſung der
Novelle zum Vereinsgeſetz.

bg. Dr. Oert el (konſ.): Das Vereinsgeſetz war eineA

Frucht der jetzt überwundenen Block-Politik. Vorbedingung
war für uns, die Jugendlichen von allen politiſchen Er
örterungen ferngehalten würden. Deshalb können wir nicht
dafür ſtimmen, daß dieſe weſentliche Beſtimmung des
l durchlöchert wird. Wir halten eine ſolche Novelle für
die Kriegsdauer für un angebracht und
da durch ſie der Burgfriede geſchädigt wird. Unſere Jugend
darf nicht hineingezogen werden in die wirtſchafts-, ſozial-
politiſchen und rein politiſchen Kämpfe. Das wäre eine Ver
fehlung an der Sppend. Jm Jntereſſe unſerer Jugend lehnen
wir die Vorlage ab. Beifall rechts.)

Miniſterialdirektor Dr. Lewald: Der Ent-wurf iſt nur eine Sicherung gegen eine unſichere, hin und her
ſſchwankende Praxis, wie ſie durch die Rechtſprechung hervor
gerufen worden iſt. Gerade den Landarbeiterverbänden können
junge Leute unter 18 Jahren angehören. Perſonen von 18-—20
Jahren ſind doch auch Jugendliche. Für die Teilnahme derJugendlichen an der Organiſation hat ſeinerzeit auch der Abg.
Oertel geſtimmt. (Zuruf des Abg. Grafen Weſtarp ge
zwungenerweiſe.) Gewiß, das Vereinsweſen iſt eine liberale
Frrungenſchaft. Ein konſervativer Abgeordneter hat einmal

geſagt: Das Vereinsrecht iſt die Schere, mit der die konſtitutio
nelle Delila dem Simſon der Monarchie die Locken beſchneidet,
um die Miniſter den demokratiſchen Philiſtern wehrlos in die
Hand zu geben. Das war der Abg. von Bismarck-Schönhauſen.

weiß nicht, wie die Locken des Abg. Oertel gefallen ſind.
Heiterkeit.) Jedenfalls enthält der vorliegende Entwurf keine
Erweiterung des beſtehenden Rechtszuſtandes, ſondern er wehrt
nur eng eiamarige und zur Unzufriedenheit führende
Handhabung des Vereinsrechts ab.

n Dr. Junck (natl.): Anregungen und Verbeſſerungs-
vorſchläge zu dieſem Entwurfe werden wir uns nicht verſagen.
So finden wir Beiſpiel die Wünſche der Staatsarbeiterdurchaus begreifs Wir müſſen daran feſthalten, daß das

Geſetz nur ein Polizeigeſetz geweſen iſt und daß das
Koglitionsrecht durch das Vereinsgeſetz an ſich nicht berührt iſt.
Auch dieſe Novelle iſt im weſentlichen polizeilicher Natur und
beſeitigt nur einige Feſſeln, über deren Beſeitigung man ſich
ſeinerzeit nicht hat einigen können. Es ſoll ſetzt nur de
eigentliche Wille des Geſetzgebers gegenüber der Rechtſprerhung
durchgefetzt werden. Es iſt doch eine ſtarke Uebertreibung, die
kaum überboten werden kann, wenn der Deut

e Geſetz ſoll ein Akt des Vertrauens ſein gegenüber denhen reiſen, die ſich in dieſer ſchweren Zeit als treu, ge
wiſſenhaft und zuverläſſig gezeigt haben. Wir wollen damit
zeigen, daß unſere Reden von 1914 ernſt gemeint geweſen
waren, daß wir ſie in die Tat umſetzen wollen. (Beifall.)

Abg. Stubben dorf (D. Frakt.): Wir ſind bereit, mit
zuarbeiten.

Abg. v. Trampezynski (Pole): Durch den Sprachen-
paragraphen iſt das Vereinsgeſetz zu einem Ausnahmegeſezgegen die Polen geworden. an ſollte uns nicht mit Ver

ſprechungen auf die künftige Neuorientierung ab
ſpeiſen.

Weiterberatung Freitag 3 Uhr.
Schluß 64 Uhr.
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Die nächſte Reichstagsſitzung.
Berlin, 11. Mai. Der Aelteſtenrat (Seniorenkon-

nd en m t eeinigte ſich dahin, am Sonnabend, den 13., und Montag, den15. Rat keine Vollſitzungen abzuhalten und die nächſte Stbung

erſt wieder auf Dienstag, den 16. Mai, nachmittags, an-
zuberaumen. W. T. B.

Aus der Partei.
Zum Kampfe um den Vorwärts.

Eine Erklärung der Kontrollkommiſſion. Gegenüber der
Auslegung, die der Parteivorſtand den grnher der Kontroll
kommiſſion gegeben hat, ſtelle ich als Vor der Kontrollkommiſſion ſt endes feſt: Nach S 25 des Organiſationsſtatuts
der Partei Lntſcheidet die Preßkommiſſion in Gemeinſchaft mit

dem Parteivorſtand über alle Angelegenheiten des Zentral
organs, insbeſondere über alle Anſtellungen und Entlaſſungen
im Perſonal der Redaktion und Expedition. Bei Meinungsver-
ſchiedenheiten zwiſchen dem Parteivorſtand und der Preßkom-
miſſion entſcheidet die Kontrollkommiſſion, der Parteivorſtand
und die Preßkommiſſion in der Art mit gleichen Rechten, daß
jedes dieſer Organe eine Stimme hat. Am 4. Mai hatte die
Kontrollkommiſſion über die zwiſchen dem Parteivorſtand und
der Preßkommiſſion entſtandene Meinungsverſchiedenheit zu
entſcheiden, ob der Redakteur Genoſſe Dr. Meher zu entlaſſen
iſt. Der Parteivorſtand u die Entlaſſung beſchloſſen, weil
der Genoſſe Meyer außerhalb der Redaktion zur Verbreitung
des Flugblattes Lehre des 24. März beigetragen hatte, in dem
die Aufforderung an die Organiſation enthalten iſt, dieſem
Parteivorſtand die Beiträge nicht abzuliefgrn und weil GenoſſeMeyer auch in der Organtſanion der er zügehört, mündlich da

für eingetreten war, daß die Organiſation dieſer Aufforderung
nachkommen ſollte. Die Preßkommiſſion hatte einſtimmig ab-
elehnt, dem Antrage des Parteivorſtandes auf laſſung
ehers beizutreten. Darauf beantragte der Parteivorſtan

bei mir die telegraphiſche Einberufung der Kontrollkommiſſion
nach Berlin anf den Karfreitagabend. Dem Antrage gab ich
ſtatt; in dieſer ger trug der Parteivorſtand den eben ge
ſchilderten Sachverhalt vor. Die Preßkommiſſion beantragte
die Vertagung, weil Genoſſe Meher nicht geladen war, auch die
Redaktion nicht vollzählig habe erſcheinen können, ebenſo ſeien
mehrere Preßkommiſſionsmitglieder am Erſcheinen verhindert.
Der Parteivorſtand widerſprach der Vertagung. Die Kontroll
kommiſſion beſchldß, die Angelegenheit auf den 2. Mai zu ver-
tagen und zu der an dieſem Tage mit dem Parteivorſtand und
der Preßkommiſſion abgehaltenen er den Genoſſen Meher
und alle Redakteure des Vorwärts zu laden In der Sitzung
vom 2. Mai ſtellte ſich heraus, daß der Genoſſe Meyer verreiſt
war und wahrſcheinlich die Ladung nicht erhalten hatte. Es
wurde beſchloſſen, die Sitzung auf den 4 Mai zu vertagen. Jn
dieſer Sitzung erſchien der Genoſſe Meher. In der Verhand
lung beantragte der Paxt die Meinungsverſchieden

t e d

ſche Landwirt

ſchaftsrat von einer Bedrohung unſerer Kultur ſpricht Dieſes

die zur geſtellte

die ren verſchie

halten eine

entſcheiden.

ſei, im ablehnenden Sinne beantwortet.

vorgelegt worden war,
der Kompetenz dieſer Inſtanz überhaupt hätte unterſtehen

eundfes- tſchen Sergehen die Einleitung eines heit zwiſchen Parteivorſtand und Preßkommiſſion durch StelIperfahr n auszuſete a du ch och an hak n wir n folgender Frage zum Austrag zu bringen: e
Kann der Genoſſe Meher, der Parteiorganiſationen öffent

lich, ſchriftlich und mündlich auffordert, keine Beiträge an den
Parteivorſtand abzuführen, alſo die Desorganiſation propa
iert, der Redaktion des Zentralorgans der Partei ange
ören?
Die Preßkommiſſion widerſprach dieſer Frageſtellung, weilheit die Frage ob der Genoſſe

Meyer als Redakteur wegen ſeiner Beteiligung am Flugblatt
vom 24. entlaſſen ſei und die Frage, ob in ſeinem Ver-

der Desorganiſation liege, eine Vor
wegnahme der Beantwortung des Streitpunktes ſei.

ie Preß kommiſſion beantragte die Frage ſo zu ſtellen:
„Soll der Genoſſe Meyer als Rezaktenr des Vorwärts ent

laſſen werden, weil er im Flugbigtt Die Lehren des 24. März
die Beitragsſperrung an den Parteivorſtand durch die Or-
ganiſationen propagtert hat.“

Die Kontrollkommiſſion beſchloß hierauf in die materielle
Verhandlung des Falles Meyer einzutreten. Nach dieſer mit

dem Parteivorſtand, der r und der Redaktion
ger logenen Verhandlung, beſchloß die Kontrollverſammlung
ann in ihrer durch Statut vorgeſchriebenen beſonderen Sitzung,

rage, ob der Genoſſe Meyer zu
bſtimmung üder beide Frageſtellungen zu

c Beide Frageſtellungen verneinte ſie mit
Stimmengleichheit und hat dadurch die zwiſchen dem
Parteivorſtand und der Preßkommiſſion entſtandene Meinungs-
verſchiedenheit, ob der Redakteur Meher zu entlaſſen

Die Anſicht
des Parteivorſtandes, die Kontrollkommiſſion habe ſich ſelbſt

entlaſſen ſei, durch

ausgeſchaltet, iſt durchaus irrig.
W. Bock, Vorſitzender der Kontrollkommiſſion.
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Die Berliner Preßkommiſſion des Vorwärts
hat in ihrer Sitzung vom 9. Mai einſtimmig folgenden Beſchluß
angenommen: Die Preßkommiſſion erſucht den Redakteur Ge-
noſſen Meyer, trotz der öffentlichen Erklärung des Parteivor-
tandes, auf ſeinem Poſten auszuharren. Die dem Genoſſen
Meyer von dem Geſchäftsführer Fiſcher überſandte Kündigung
iſt nach dem Organiſationsſtatut der Partei rechtsungültig.

Gegenüber der Erklärung des Parteivorſtandes im Vorwärts
vom 7. d. M., ſieht ſich die Preß kommiſſion veranlaßt, folgende
Tatſachen feſtzuſtellen:

1. Der Entſcheidung der Kontrollkommiſſion unterlagen
materiell und formell nicht irgendwelche zwei Anträge
je einer von dem Parteivorſtand und der Preßkommiſſion
ſondern nur ein einziger Antrag: Die vom Parteivor-
fand vbegatragte Entlaſſung des Gen. Meyer
aus der Redaktion des Vorwärts. Dieſe vom Par
teivorſtand für ſich zunächſt beſchloſſene Entlaſſung wurde von
ihm der Preßkommiſſion in einer ſchleunigſt einberufenen
Sitzung am 14. April effiziell mitgeteilt, dieſe ſelbe Entlaſſung
wurde ſodann von der Preßkommiſſion in ihrer Sitzung am
18. April einſtimmig abgelehnt, folglich konnte gemäß S 25 des
Organiſationsſtatuts nur derſelbe von der Preßkommiſſion ab
gelehnte Entlaſſungsantrag als Konfliktgegenſtand zwiſchen
den beiden Jnſtänzen der eng Entſcheidung der Kontrollkommiſſion unterliegen. ie Preßkommiſſion hatte ihrer
ſeits gar keine Anträge der Entſcheidung der Kontrollkommiſ
ſion zu unterbreiten, da ihre Rolle im gegebenen Konflikt ledig
lich darin beſtand, die babſichtigte Handlung des Parteivor-
ſtandes: die Entlaſſung des Genoſſen Meyer zu inhibieren.

Dieſen klaren und einfachen Sachverhalt ſuchte der Parteivor
ſtand in der Sitzung der Kontrollkommiſſion durch eine plötz
liche völlig neue Formulierung des Konfliktsgegenſtandes zu
verdunkeln, indem er zweimal hintereinander der Kontroll
konnifſion eine Frage zur Entſcheidung unterſchob, die derBerliner Preßtommiſſion weder vorher zur Beſchlußfaſſung

noch aith in ihrer allgemeinen Faſſung

können. Angeſichts dieſer beabſichtigten gewaltſamen Ver-
ſchiebung der Frage durch den Parteivorſtand, mit der durch-
ſichtigen Tendenz, für den Fall der Stimmengleichheit in der
Kontrollkommiſſion um jeden Preis die Entlaſſung des Gen.
Meyer zu erzwingen, ſah ſich die Preßkomiſſion genötigt, den
Parteivorſtand auf ſeine wirkliche Frageſtellung feſtzunageln.
Was der Parteivorſtand alſo jetzt für den „Antrag der Preß-
kommiſſion“ auszugeben verſucht, dem er einen anderen ent
gegenſtellt, iſt nur ſein eigener urſprünglicher Antrag,
von dem durch ungeſchickte Winkelzüge abzurücken er ſich alle
Mühe gab, als ihm die Ablehnung desſelben durch die Kontroll
kommiſſion wahrſcheinlich wurde.

2. Sollte auch die Darſtellung des Parteivorſtandes zutreffen
und die Kontrollkommiſſion über jene angeblichen zwei An
träge zwei entgegengeſetzte Entſcheidungen getroffen haben, ſo
würde ſich daraus höchſtens die dringende Notwendigkeit er-
eben, die Partei ſchleunigſt in Kenntnis darüber zu ſetzen,hurch welche Umſtände die Kontrollkommiſſion beſchluß- und

aktionsunfähig geworden und wie dagegen Remedur zu ſchaffen
ſei. Wenn der Parteivorſtand hingegen aus jener angeblichen
widerſprechenden Entſcheidung der Kontrollkommiſſion folgern
zu dürfen glaubt, daß er nun die Kontrollkammiſſion einfach
mit einer Handbewegung auf die Seite ſchieben und ſeinem

e r in der Redaktion des Vorwärts ungeniert
eltung verſchaffen darf, ſo bedeutet das nichts anderes als die

Proklamierung des nackten Fauſtrechts des Parteivorſtandes
in Berlin, genau wie früher in Duisburg.

Nach der Berliner Preßkommiſſion wird nun die oberſte Jn
ſtang der Geſamtpartei die Kontrollkommiſſion--, weil ſie
der Preßkommiſſion zugeſtimmt hat, zum alten Eiſen geworfen.
Jede Jnſtanz, die nicht pariert und der Politik des Partei-
vorſtandes als gefügiges Werkzeug dient, wird einfach aus-
geſchaltet und das Parteiſtatut wird zum Geſpött gemacht.
Die „Hüter des Parteiſtatuts“ führen die Partei mit jedem
Tage durch einen neuen Gewaltſtreich dem Zuſtande der inneren
Anarchie entgegen. Die Preßkommiſſion des Vorwärts.

Politiſche Ueberſicht.
Ziele der deutſchen Kolonialpolitik.

Der Hamburger Vortrag des Staatsſekretärs des Reichs
koloniglamts Dr. Solf gibt dem Auslandspolitiker der Deut
ſchen Tageszeitung, Graf E. Reventlow, Veranlaſſung, ſich
ausführlich über die Ziele der deutſchen Kolonialpolitik zu ver
breiten. Nach ſeiner Darſtellung, die zum Teil an die Aus-
führungen Dr. Solfs anknüpft, gibt es in den volitiſchen
Kreiſen, die für eine aktive Kolonialpolitik eintreten, drei ver-
ſchiedene Strömungen, die ſich durch ihre Zielrichtung vonein-
ander unterſcheiden. Eine Gruppe, gegen die der Stagats-
ſekretär und mit ihm in verſchärfter Form Graf Reventlow
ſich wendet, tritt vorwiegend für eine auf den Begriff
„Mitte.leuropa'“ geſtellte Politik ein. Ueber dieſe Gruppe
ſchreibt Reventlow, indem er ſich den Anſchein gibt, als habe
er erſt aus dem Munde des Staatsſekretärs von der Exiſtenz
einer ſolchen Gruppe gehört:

„Wir hatten bisher gedacht, daß dieſe Richtung allerdings
eine Kolonialpolitik wolle, aber hoffe, ſie (was Ueberſee
betrifft) ſozuſagen mit einem kleinen Sprunge
von Kleinaſien bzw. Meſopotamien aus nach
Afrika hin erfolgreich erledigen zu können.
Dabei gibt man ſich in dieſen Kreiſen der ſchönen Hoffnung
hin: dauernd am Suezkanal „die Hand an der Gurgel Groß-
britanniens halten und es durch dieſes einfache Mittel zu
allem zwingen und alles auf dieſe Weiſe nach dem alten
Rezept „Weltpolitik und kein Krieg erreichen zu können.
Wie geſagt, iſt uns neu, daß Vertreter einer überſee

iſchen Mitteleuropapolitik ül rbaupt überſeeiſcher Koloe entgegen ſeien. e in von weſentlicher
Stärke kann dieſe Strömung kaum ſein.“

Größer und ſtärker erſcheint dem Auslandspolitiker der
Deutſchen Tageszeitung eine zweite Gruppe, die auf dem Boden
der ſogenannten „Fauſtpfand-Theorie“ ſteht. Nach
Reventlow veritritt dieſe Gruppe die Anſicht, „eine Ueberſee
ausgreifende tätige deutſche Kolonialpolitik könne auf die

r erfolgreich getrieben werden, ohne daß ſie als feſte
Grundlage dürch Freiheit der Meere aus eigener deutſcher
Kraft uns gewährleiſtet ſei. Dieſen Standpunkt bezeichnet
Reventlow als verfehlt:

„Ein überſeeiſches dentſches Kolonialreich ohne die feſte
Grundlage der Freiheit der Meere aus eigener Kraft würde
nur ein Zurmietewohnenbeiden überſeeiſchenWeltmächten bedeuten und in einem ſpäteren Kriege
wieder verloren gehen. Darauf wird dann erwidert: gut,
wir werden ſie auch dann wiedexbekommen, denn über ihr
Schickſal wird auf dem europäiſchen Feſtlande entſchieden.“
Erheblich „billiger“ würde es nach ſeiner Meinung ſein,

daß die „Kolonien im Kriege nicht verloren gingen“. Hierzu
bedürfe es aber und hier formuliert Reventlow den Stand-
punkt der dritten Gruppe, die man wohl als die der extre-
men Kolonialpolitiker bezeichnen darf „aus-
ſchließlich eine entſprechende deutſche Kraft
auf und an der See.“ „Dieſe müßte fährt er fort
an den deutſchen HKüſten ihren Schwerpunkt
haben.“

Neben dieſer Darſtellung, deren unmittelbarer Zweck bei der
jetzigen politiſchen Lage ohne weiteres klar iſt, iſt noch der
Schluß des Reventlowſchen Artikels bezeichnend:

„Man kommt mithin in keiner Betrachtung künftiger Kolo
nialpolitik um das maritime Problem herum. Und ſich
damir beruhigen zu wollen, daß nach dieſem

roßen Kriege keiner wiederkommen, daß das
Deutſche Reich niemals wieder einer ſo ſtarken Koalition, ge-
ſchweige denn einer noch ſtärkeren gegenüberſtehen werde,
das wäre ein Beruhigungsmittel, vor deſſen
Benutzung auch der verwegenſte Konjektu-
ral politiker zurückſcheuen dürfte.“

Es iſt erfreulich daß der journaliſtiſche Vertreter der oben
chargkteriſierten „dritten Gruppe“ mindeſtens offen darlegt, zu
welchen Konſequenzen die Ziele dieſer Gruppe notwendiger-
weiſe führen müſſen.

Die Sorgen der Hausbeſitzer.
Die Wohnungskommiſſion des Reichstags hat betanntlich

beſchloſſen, die Regierung zu erſuchen, dahin zu wirken, daß bis
zwei Jahre nach dem Friedensſchluß eine Stei-
gerung der Wohnungs mieten unter 1200 Mk. und
der Geſchäftsmieten unter 2000 Mk. nicht ſtattfinden
dar f. Weiter wurde beantragt, daß das Reich die Bürgſchaft
für 114 Millionen Mark zur Förderung des gemeindlichen und
genoſſenſchaftlichen Kleinwohnungsbaues übernehmen ſoll.
Gegen dieſe beiden Anträge wendet ſich eine ganz außergewöhn-
lich ſcharf gehaltene Eingabe, die der Schutzverband für deut
ſchen Grundbeſitz an den Reichstag gemacht hat. Von einer
Feſtlegung der Mieten wollen die Grundbeſitzer nichts wiſſen,
weil dadurch das Kapital von der Betätigung im Häuſerbauabgedrängt würde. Für Unterſtützung des Kleinwohnungebaues

durch das Reich können ſich die Grundbeſitzer natürlich erſt recht
nicht erwärmen. Seine Vertreter behaupten, daß der ver
ſtärkte gemeindliche und genoſſenſchaftliche Kleinwohnungsbau
gape ſicher die unerwünſchte Wirkung habe, daß er die Wett

ewerbsverhältniſſe zu ungunſten des beſtehenden Hausbeſitzes
in ungeſunder und den Bedingungen der privatwirtſchaftlichen
Arbeit widerſprechender Weiſe verſchiebe und daß er zugleich
die Genetgtheit des Privatkapitals, ſich im Kleinwohnungshau
zu betätigen, weſentlich einſchränken müſſe. Schon jetzt ſei dieſe
Neigung ſehr herabgeſtimmt, da infolge zahlreicher baupolizei-
licher, ſteuerlicher und ſonſtiger Eingriffe die Möglichkeit einer
ausreichenden Rentabilität ſehr beengt worden ſei. Träte
vollends dazu ein verſtärkter Wettbewerb neuer Häuſer von
ſeiten der Gemeinden und Genoſſenſchaften, ein Wettbewerb,
der nicht nach den für privatwirtſchaftliche Arbeiten geltenden
Grundſätzen vorzugehen habe, dann werde die Sachlage für
das Privatkapital ſo ungünſtig, daß es ſich von dieſer Betäti-
gungsart faſt ganz zurückziehen müſſe.

Aus den ganzen Darlegungen ergibt ſich nur die Sorge dar
über, daß die Rentabilität der Herſtellung von Mietskaſernen
leiden könnte. Die Herren ſcheinen den Reichstag für eine
Art „Ausſchuß zum Schutze der Grundbeſitzer“ zu halten, ſonſt
hätten ſie mit ihren derart begründeten Forderungen nicht an
ihn herantreten können.

Zwangslieferung für Heu und Stroh.
Berlin, 11. Mai. Amtl. Der Bundesrat hat in ſeiner heutigen
Sitzung eine Verordnung erlaſſen, durch die den Bundesſtaaten
die Verpflichtung zur raten weiſen Lieferung von
500 000 Tonnen Heu und 700000 Tonnen Stroh für
das Heer in der Zeit vom 15. Mai bis zum 15. Auguſt dieſes
Jahres auferlegt wird. Auf dieſe Mengen ſoll angerechnet
werden, was an Heu und Stroh nach der Beſtandsaufnahme
vom 15. März d. J. für die Heeresverwaltungen beigetrieben
und was an Heu auf Grund des Bundesratsbeſchluſſes vom.
28. Februar d. J. bereits geliefert oder noch zu liefern iſt. Der
Reichskanzler hat die zu liefernden Mengen auf die Bundes
ſtaaten unter Zugrundelegung des Ergebniſſes der Beſtands
aufnahme vom 15. März und unter Berückſichtigung des vor
handenen Großviehs (Pferde und Rinder) zu verteilen. Die
Bundesſtaaten ſollen die auf ſie entfallenden Mengen auf die
Lieferungsverbände unterverteilen, die ihrerſeits wieder die
Gemeinden heranziehen können. Den Gemeinden iſt
die Befugnis gegeben, das Heu und Stroh nach Art einer
Landlieferung zwangs weiſe in Anſpruch zu nehmen.

Zur Fleiſchnot.
Berlin, 12. Mai. (Telegramm.) Die geſtrige Sitzung

der Stadtverordneten Verſammlung war einer eingehenden
Fleiſchnotdebhatte gewidmet. Stadtrat Berndt
führte aus, die Urſachen lägen im weſentlichen in dem Ver-
ſagen der behördlichen Viehhandelsverbände, und es ſei durch-
aus nicht unpatriotiſch, die Mißſtände öffentlich zu
erörtern, denn es handele ſich nicht darum daß wir kein Vieh
haben, ſondern nur darum, daß die beſtehende ſtaatliche Orga-
niſation bis jetzt nicht imſtande ſei, das vorhandene Vieh über
das Land gleichmäßig zu verteilen.

Oberbürgermeiſter Wermuth legte dar, daß eine wirkliche
Verbeſſerung nur dann zu erreichen ſein werde, wenn das
Reich ſich entſchließe, für jede Deutſchen eine einheitliche und
gleichmäßige Fleiſchmenge feſtzuſetzen.

Vom Wucher.
Wie die Wucherer es mit den Nahrungsmitteln treiben, ſo

auch mit den Kleiderſtoffen. Bei einer Zuſammenkunft von
Fachmännern teilte ein Produzent aus Thüringen aus ſeiner
Praxis mit: Er hatte einen Poſten Ware verkauft, der Ab-
nehmer hatte die Kaufſumme bezahlt. Nach wenigen Tagen
kam von dieſem die Mitteilung, daß der gekaufte Poſten jetzt
einem anderen Herrn gehöre, der neue Beſitzer des Poſtens (die
Ware iſt im Fabriklager belaſſen worden) hat wenige Tage
ſpäter dem Fabrikanten mitgeteilt, daß der Poſten wieder
einem anderen Herrn gehöre. So ging das fort, bis der Poſten
ſchließlich an den ſech ſten Mann gekommen war, ohne
ſeinen Platz gewechſelt zu haben. Die Wucherer
verfahren ganz ſyſtematiſch, um das Volk auszuplündern. Auch
mit Webwaren, die im Auslande hergeſtellt worden ſind, ver
fährt man ſo.
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m Die Rheider Burg.

Erzählung von Levin Schücking.
„Die Ehre iſt alſo deſto größer für uns,“ verſetzte Sibylle,ſich tief verbeugend. et
„Aber auch die Laſt, die wir Jhnen verurſachenl“
„Wenn Eure Hoheit fürliebnehmen wollen mit dem, was ein

bergiſches Bürgerhaus zu bieten vermag, ſo iſt das eine ſo große
Gnade für uns

Murat ließ ſie nicht ausreden.
„Welche ſchönen Sträuße machen Sie da. fuhr er fort, „wenn

einer davon für mich beſtimmt iſt, ſo geben Sie ihn mir
n en brenne, ein ſolches Geſchenk von Jhnen zu er
halten„Sibylle nahm eine weiße Roſe aus der noch ungeordneten
Blumenfülle vor ihr und überreichte ſie dem Großherzog.„AMerei, mein Kind,“ ſagte er, „obwohl ich lieber Feſeken, daß

ſich Jhr Cadeau in die Farben eines etwas lebhafteren Gefühls
gekleidet hätte. Ai-je bien dit cela?“ wandte er ſich lachend
zu einem Herrn des Gefolges, der hinter ihm ſtand.

„Merveilleusement bien, Altesse,“ verſetzte dieſer lächelnd.
„Aber,“ fuhr Murat, zu dem o Mädchen gewandt, fort,

„Sie bewahren ſo etwas ſicherlich für Jhren neuen Nachbar
auf, den ich Jhnen hiermit präſentiere der Herr Graf
Antoine von Epaville!“
Der hinter dem Großherzog ſtehende Herr verbeugte ſich mit
einer gewiſſen und hochmütigen Grazie. Es war
ein kaum mehr junger Mann, von ſchlanken feinen Formen und
edlen ariſtokratiſchen Zügen, über welchen aber die Abſpannung
und die Farbloſigkeit lag, welche die Folge einer leidenſchaft
lichen Natur iſt, die ſich in Lebensgenüſſen erſchöpft hat. Er
war in die Uniform des großherzoglichen Gardelancierregi-
ments gekleidet, welches Murats Lieblingsſchöpfung war in
jene auffallende weiße Uniform mit amarantfarbenen Auf-
e und Rabatten und mit polniſchen Tſchapkas, eine Aus-
attung, welche, als das Regiment ſpäter nach Spanien be-

ordert wurde und vor Napoleon in Bahonne die Revue paſſierte,
bei dem Kaiſer ſehr wenig Beifall errang. Er wandte nämlich
dem Regiment den Rücken zu mit den Worten: „Voilà la garde
harlequine de Murat“ und befahl, ſie ſofort in grüne Chaſſeur
uniformen zu ſtecken.

Der Graf Antoine von Epaville, der Flügeladjutant des
Großherzogs und eben in ſeinen neuen Beſitz eingeführte Herr
der Rheider Burg, heftete ſeine dunklen, von langen Wimpern
beſchatteten Augen in einer Weiſe auf Sibylle, welche dieſer in
hohem Grade mißfiel, und indem ſie das junge Mädchen ver-
letzte, ihr damit auch ihre ganze Faſſung wiedergab, die ſie durch
die plötzliche Erſcheinung des Herzogs im erſten Augenblicke
verloren hatte. Der Graf Antoine bewunderte augenſcheinlich
ihre auffallende Schönheit, ſie ſchien ihn zu überraſchen, aber
ſeine Blicke hatten dabei eine Sprache, welche Sibyllen das Blut
in die Wangen trieb.

„Nun,“ hob Murat wieder an, „werden Sie den neuen Nach
bar nicht bewillkommnen, indem Sie ihm auch eine Roſe, und
zwar eine recht feurige, rote ſchenken?“

bitte,“ ſagte Sibylle ernſt, ohne die Frage zu beant-
worten, „ich bitte Eure Hoheit, ins Haus zu treten

„Sie wollen ihm keine Blume ſchenken? Aber das iſt nicht
freundlich von Jhnen, liebes Kind, für einen fremden Herrn,
daneri dem beſten Willen kommt, eine gute Nachbarſchaft zu

en.„O, ich hoffe mir ein ſolches Geſchenk ſchon ſpäter zu ver
dienen, wenn nicht ſo viele Zeugen dabei ſind!“ fiel mit eitlem
Lächeln der Graf Antoine ein.

J Herr Graf,“ verſetzte Sibylle, durch das Weſen
des Grafen von Epaville immer mehr gereizt, mit ruhigem
Stolz, „meine Roſen gehören wohl nicht in das Bukett der
Blumen, die Jhnen das Leben bietet!“

Nurat lachte laut auf.
„Nun, da ſind Sie ſchön abgefahren, Graf,“ ſagte er, „es

lautet wie eine Kriegserklärung da ſehen Sie gleich, wie
wahr der alte Spruch iſt: Qui terre a, guerre al“

„Hoheit, wollen Sie jetzt nicht geruhen, näherzutreten?“ ſagte
Sibylle, der es unheimlich wurde, durch die Gruppe der den
Ein der Laube belagernden Herren ſolange in dieſer eingeſchloſſen gehalten zu werden.

„Weshalb ſollen wir denn ins Haus eintreten, mein ſchönes
Kind iſt es hier nicht im Freien beſſer?“ fragte Murat. „Das
Wetter iſt herrlich. Und die Laube hat Raum für uns alle.
Laſſen Sie uns hierbleiben.

„Aber Hoheit,“ verſetzte das junge Mädchen, „ich hatte gehofft,
Sie würden geruhen, einige Erfriſchungen anzunehmen, ſo gut,
wie wir ſie ohne alle Vorbereitung bieten konnten

„Und die haben Sie drinnen arrangiert nun, was tut es?
Laſſen Sie alles herausbringen, hierher l!“

Sibylle war über dieſen Einfall des Großherzogs ſehr be
troffen. Jhr ganzes Arrangement im Gartenzimmer war um-
ſonſt gemacht. Aber was war zu tun? Der Wunſch des gnädig
ſten Herrn war ein Befehl, dem nicht weiter widerſprochen
werden durfte. Sie räumte ihre Blumen beiſeite und verließ
die Laube. Murat, der im Eingang ſtand, machte ihr dabei ſo
wenig Platz, daß ſie ſich vollſtändig an ihm vorüberdrängen
mußte, und zugleich ſah er mit einem ſolchen Lächeln auf ſienieder, da Sbyn wiederum das Blut ins Geſicht ſchoß und
Hals und Wangen bis unter die Haarwurzeln purpurrot färbte.
Sie eilte dann durch den Garten und ins Haus, um raſch ihrem
Vater Kunde von dem veränderten Arrangement zu geben und
zugleich haſtig die Hand ans Werk zu legen. Ein Lakei. der
mit den Herrſchaften gekommen war, und der Jäger leiſteten ihr
dienſtbefliſſen Hilfe. So ward ohne Zögerung alles, was im
Gartenzimmer ſerviert ſtand, auf dem runden Steintiſch in
der Gartenlaube aufgeſtellt. Während Sibylle dabei ab und zu
ging, unterhielten ſich die Herren es waren außer dem Groß-
herzog und dem Grafen Antoine noch zwei andre Herren da
lebhaft lachend, in franzöſiſcher Sprache, die Sibylle nicht hin
reichend gut verſtand, um einer Konverſation folgen zu können.
Deſto peinlicher fiel ihr die Aufgabe welche ihr geworden war.

Murat ſprach den Erfriſchungen mit ſehr gnädigem Appetit
zu. Er leerte in unglaublicher Schnelligkeit eine Flaſche ur-
alten Rheinweins aus dem ſchönſten der geſchliffenen Gläſer,
das Sibylle vor ihm aufgeſtellt hatte.

„Aber nun,“ ſagte er endlich zu dem jnngen Mädchen, „haben
Sie lange genug die unermüdliche Wirtin gemacht und ſind
hin und her gelaufen. Jch dulde nicht, daß Sie ſich länger er-
müden, Mademoiſelle. Setzen Sie ſich zu uns. Fch beſtehe
darauf, Sie mit dem Nachbar, den ich Jhnen gebracht habe zu
befreunden. Stoßen Sie mit ihm an auf gute Freundſchaft.
Es hat noch keine Schönheit, ſagt man ihn dauernd feſſeln
können. Geben Sie ſich Mühe, ihn zu erobern! Rächen Sie Jhr
Geſchlecht Sie ſehen, es verlohnt ſich der Mühe. Und wenn
er die Segel vor Jhnen geſtrichen hat, dann wenden Sie ſich an
mich. Wir werden Priſengericht über ihn halten und ich werde
ihn unbedingt kondemnieren dafür bin ich Großadmiral von
Frankreich. Nun, nehmen Sie dies Glas und trinken wir auf
fein Glück in dieſem ſchönen Tale!

Sibylle konnte ſich dieſer Aufforderung nicht entzichen, ob-
wohl ſie plötzlich tief erſchrocken war. Die merkwürdige Prophe-
zeiung des Spielmanns von dem Sarge mit dem großen

des fiallischen Volksblaffes.

Wappen war ihr nämlich bei den Worten des Groß-
r ſie wußte nicht, durch welche Gedankenkombination

kürlich durch den Sinn gefahren, und erblaſſend ſagte ſie
raſch, ohne ihre Worte lange zu überlegen: „Dies Tal, fürchte
ich, bringt dem Herrn kein Glück. Er täte wohl, wenn er es
heute wieder verließe und es nie mehr beſuchte.“

„Und weshalb?“ ſagte der Graf Antoine, betroffen von dem
bitteren Ernſt, womit Sibylle geſprochen hatte.

weiß es nicht,“ antwortete das junge Mädchen, verwirrt
werdend und verlegen über die eigenen Worte.

„Wenn Sie ſo dunkle und ernſte Prophezeiungen ausſprechen,
ſo müſſen Sie uns auch geſtehen warum Sie es tun, welchen
Grund Sie dazu haben, Mademoiſelle,“ fiel Murat ein, Sibylle
verwundert anblickend.

(Fortſetzung folgt.)

Halle und ſein Gewand.
Architektoniſch künſtleriſche Betrachtungen

von Criticus Externus.“)
I.

„Da ſteht eine Burg über'm Tale
Und ſchaut in den Strom hinein:
Das iſt die fröhliche Saale,
Das iſt der Giebichenſtein.
Da hab' ich oft geſtanden,
Es grünten Täler und Höh'n,
Und ſeitdem in allen Landen
Schau ich nimmer die Welt ſo ſchön.

Eichendorff.
Der erſte dieſer beiden Verſe iſt von wahrhaft Heineſcher

Glätte und Schönheit. Wäre der zweite ebenſogut geraten,
ſo könnten ſie zuſammen eine Perle deutſcher Dichtung bilden.
Aehnlich iſt es mit der Stadt Halle ſelbſt. Der erſte Teil, das
alte Halle, iſt voll Poeſie und Stimmung. Was aber die Neu-
zeit hinzugefügt hat, muß leider vielfach als verfehlt und künſt
leriſch verunglückt bezeichnet werden.

Wer offenen Blicks zum erſten Male nach Halle kommt, der
muß ſich über den Zugang vom Hauptbahnhofe zur Stadt
wundern. Wie iſt es möglich, fragt man ſich, daß den Be
wohnern und Beſuchern einer Stadt von dieſer Größe und Be
deutung zugemutet wird, ſolche Katakomben-Steinwälle und
düſtere Unterführungen zu paſſieren, bevor man ſich zum Lichte
der Stadt erhebt? Die einzige Antwort darauf lautet: „Pro-
vinz!“ Der Erbauer des Bahnhofes hat die vorhandene Ge
ländeſchwierigkeiten techniſch beſiegt; daß er eine künſtleriſche
Löſung des Problems gar nicht verſuchte, wird ihm höheren
Ortes kaum verdacht worden ſein. Man wagte eben Halle zu
bieten, was man ſich gegenüber „beſſeren“ Städten, wie Frank-
furt a. M., Wiesbaden, Hannover oder Köln, gar nicht getraut
hätte.

Die Hallenſer dürfen ſich über eine derartige Zurückſetzung
eigentlich nicht wundern. Denn ſie haben ſelbſt manches dazu
beigetragen, ihre Stadt zu dem zu machen, was man mit einem
gewiſſen fatalen Beigeſchmack als Provinzſtadt bezeichnet.

Es ſoll hier nicht von jenen unſchönen Induſtrie Außen-
vierteln geſprochen werden, die Halle wie jede aufſtrebende
Stadt mit Fabriken und Handel beſitzt. Was aber die Ge-
meinde im weiteren Sinne und teilweiſe auch der Staat und
ſeine Unterinſtanzen ſeit etwa fünfzig Jahren geſchaffen haben,
ſelbſtverſtändlich in der beſten Abſicht, die Stadt Halle künſt-
leriſch zu heben und zu fördern, davon ſoll im folgenden das
Weſentlichſte neben dem alten einer kritiſchen Beſichtigung
unterzogen werden.

Zunächſt etwas mehr Allgemeines. Jn dem Beſtreben, den
neuen Teilen der erweiterungsbedürftigen Stadt möglichſt viel
Licht und Luft zuzuführen, iſt man inſofern zu weit gegangen,
als man geradezu Avenuen wir haben leider keinen
deutſchen Ausdruck dafür geſchaffen hat, zu deren würdiger
Beſetzung und Ausfüllung die Kräfte von Halle nicht aus-
reichen. Das zeigt ſich ſchon bei der Magdeburger Straße, noch
mehr aber bei der LudwigWucherer, Reilſtraße und anderen.
Dieſe großartig gedachten Straßenzüge nehmen ſich auf dem
Stadtplan ſehr ſtattlich aus; in Wirklichkeit aber enttäuſchen
ſie durch mangelhafte Architektur, ein unſchönes Nebeneinander
von Erdgeſchoßwohnungen und Vorſtadtläden, durch vielfach
ſchlechtes Pflaſter und verhältnismäßig ſchwachen Verkehr.
Weniger anſpruchsvolle Baulinien hätten zweifellos beſſere Er
gebniſſe in dieſem Sinne erzielt.

Die Magdeburger Straße iſt noch dadurch beſonders geſchä-
digt, daß neben einem ziemlich umfangreichen Friedhofareal
den größten Teil ihrer Weſtſeite das umgitterte, keinen Durch
laß gewährende Gelände der Univerſitätskliniken und ſonſtigen
mediziniſchen Anſtalten einnimmt. Welch ungünſtigen Einfluß
es auf die Entwicklung der Stadt haben mußte, daß der Oſten
vom Weſten und Zentrum auf eine ſo weite Strecke abgeſperrt
iſt, liegt auf der Hand. Die zuſammengeſchachtelten medizi-
niſchen Gebäude aber, einſtens gewiß ein Stolz Halles auf
freier Höhe, die ins Schuldbuch des neuen Halle gehören,
haben verzweifelte Achnlichkeit mit einem Freilichtmuſeum von
älteren Bahnhofbauten und Kaſernen nüchternſten Stils.

Mit weitvorausſehendem Blick hat man breite Straßenzüge
zur Dölauer Heide angelegt. Möge eine ſtrenge, mit Geſchmack
gehandhabte Baupolizei verhüten, daß da ähnliches entſteht wie
die erwähnten unerfreulichen Stadtbilder. Noch iſt es Zeit,
hier Fehler zu vermeiden. die ſpäter kaum wieder gut zu machen
wären.

Es muß zugegeben werden, daß man ſich in Halle bei Neu-
ſchöpfungen von Denkmälern und ähnlichem faſt immer an
Künſtler erſten Ranges gewendet hat. Daß aber auch bei
ſolchen Fehlſchläge vorkommen, ſcheint zu wenig beachtet wor-

Der Verfaſſer, ein fein empfindender Kunſtfreund, der
ſich zu Studienzwecken längere Zeit in Halle aufhielt, gibt im
nachſtehenden Aufſatze Eindrücke wieder, wie ſie der kunſt-
verſtändige äſthetiſche kritiſche Betrachter von
dem Stadtbilde von Halle empfängt. Er dürfte ſich zwar mit
ſeinen freimütigen kritiſchen Betrachtungen, die von ſcharfer
Beobachtungsgabe und einem gereiften künſtleriſchen Urteile
zeugen, kaum die Gunſt des ſelbſtgefälligen Lokalpatriotismus
erwerben, dafür aber um ſo mehr Verſtändnis bei den denken-
den und bildungseifrigen Leſern finden. Denn vielen von
ihnen dürfte er das Stadtbild von Halle von einer ganz neuen
Seite zeigen, ihnen damit den künſtleriſch-kritiſchen Blick weiten
und ſchärfen und ſo zum Selbſtſchauen und Selbſt-
urteilen anregen. Und ſchließlich können auch die für die
weitere künſtleriſch-architektoniſche Geſtaltung und Entwicklung
der Stadt Halle verantwortlichen Perſonen einigen Nutzen aus
dieſen kritiſchen Betrachtungen ziehen Red. d. Volksbl.)
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den zu ſein, oder es hat an kritiſchen Kräften gemangelt, welche
die Ausführung ſolcher Entwürfe hätten verhüten können.

Wir treten nun vom Bahnhofe aus einen Gang durch die
Leipziger Straße in die Stadt an, um ihre hervorragendſten
öffentlichen Bauten und Denkmäler im einzelnen zu betrachten.

Zur Rechten erfreut uns der Leipziger Turm mit ſeiner
eigenartig ſchönen Haube. Es iſt anzuerkennen, daß das Erd
geſchoß dieſes Reſtes althalliſcher Befeſtigungskunſt nicht zu
einer Bedürfnisanſtalt umgewandelt worden iſt. Dieſer Ver
führung haben viele andere Städte in ähnlichen Fällen nicht
widerſtehen können. Linkerhand zieht uns der reizvolle Winkel
der alten Ulrichskirche mit dem dahintergelegenen maleriſchen
Pfarrhauſe an. Bald haben wir den Marktplatz erreicht und
mit ihm den Mittelpunkt der architektoniſchen Schönheiten
Halles. Hier iſt der neuzeitliche Einfluß erfreulicherweiſe noch
nicht ſtark genug, daß er imſtande wäre, uns im Genuß des
wirklich ſchönen alten Stadtbildes zu ſtören. Von ein paar
aufdringlichen Neubauten im weiteren Umkreiſe können wir
abſehen; das Ratskellergebäude, bei dem auch eine Sehens-
würdigkeit! der Keller im erſten Stock liegt, iſt erfreulicher-
weiſe ſo ſtark nachgedunkelt, daß es den Geſamteindruck nicht
weſentlich zu beeinträchtigen vermag. Unſchön wirkt auf dem
Platze das Kriegerdenkmal von 1870-71, welches in ſeinem Auf-
bau an einen Bierhumpen aus dem Warenhauſe erinnert und
mit jenem unſterblichen Landsknecht gekrönt iſt, der bald in
dieſer, bald in jener Poſe auf tauſend Studentenſtammtiſchen
Deutſchlands von dem Proteſt künſtleriſch empfindender Gäſte
gegen ſeine „Aufmachung“ durchaus keine Kenntnis nehmen
will. Sonſt aber herrſcht hier ringsum Stimmung und Schön-
beit: Die einer ſeltſamen Bauherrnlaune ihre Entſtehung ver-
dankende Liebfrauenkirche mit ihren viel älteren vier Türmen,
das ehrwürdige Rathaus in ſeiner ſchlichten und doch im-
poſanten Einfachheit, der leider durch profane Kaufläden ent-
weihte Rote Turm mit der feinen Silhouette und dem bedeut-
ſamen Roland, und endlich das reizvolle Händel-Denkmal, dem
man bis in die kleinſten Einzelheiten die einſichtsvolle Liebe
anſieht, welche es gerade für dieſen Platz ſchuf. Während in
anderen deutſchen Städten ſolche Plätze vielfach mit zweifel-
haftem Erfolge erſt nachträglich und ſozuſagen künſtlich zu
einer gewiſſen Einheitlichkeit gebracht worden ſind, bietet in
Halle der Marktplatz ein faſt unverfälſchtes Bild organiſch ent
wickelter, wurzelechter Schönheit von alter deutſcher Gemüts-
tiefe und Jnnigkeit. Daran ſollte man nicht rühren.

Jm Süden der Stadt haben wir von bemerkenswerten Ge
bäuden wenig nachzuholen: Die wundervolle gotiſche Moritz-
kirche, die im Gegenſatz dazu ſo nüchterne katholiſche Kirche und
ſchließlich die Franckeſchen Stiftungen. Die letzteren kann und
darf man in Halle nicht überſehen. Jhre Bedeutung drückt ſich
ſchon äußerlich durch den großen Flächenraum aus, welchen ſie
einnehmen. Aeſthetiſch ſchön ſind die umfangreichen Gebäude-
maſſen nicht. Das weite abgeſchloſſene Areal mit Höfen, Gär-
ten und Wieſenflächen erinnert an die Beghinenanſtalten Bel
giens, und das Francke-Denkmal auf der großen Treppe des
Vorhofes iſt vielleicht Halles beſtes Monument.

Steigen wir nun vom Markt zur „Halle“ hinunter, wo das
alte Lebensblut der Stadt, die Salzquelle, in unverminderter
Kraft ſprudelt, fo kommen wir, nach rechts uns wendend, zur
alten Reſidenz mit ihren entzückenden Höfen und dem daneben
befindlichen merkwürdigen Dom, an dem ſich alle Stilarten ver
ewigt haben. Jmmer wieder werden wir dieſen Partien neue
Reize abgewinnen und uns daran erinnern müſſen, daß wir
uns in Halle befinden. an der Grenze der nüchternen norddeut
ſchen Tiefebene und nicht in Brügge oder in Nürnberg oder in
Rothenburg ob der Tauber. Wer ſuchen will und Freude daran
hat, der findet in dieſer älteſten Gegend der Stadt auch in
Höfen von Privatgebäuden noch viele verborgene bauliche
Schönheiten aus längſt vergangener Zeit.

Mit wenigen Schritten haben wir die Moritzburg erreicht.
Glückliches Halle! Zwei ſtolze Burgen beſitzeſt du in deinem
Stadtbezirk, um die viele andere Städte dich beneiden mögen!
Ernſt und gewaltig ſchaut die Moritzburg uns an, ein echtes
Zwing-Halle, als welches ſie ja auch gedacht und erbaut iſt. Die
Hallenſer ſind ſich offenbar des Wertes und der Schönheit dieſer
Burgruine gar nicht recht bewußt; ſo wenig und ſo nebenſäch-
lich iſt davon die Rede. Leider hat die Neuzeit ſchon viel daran
gefündigt. Meiſt zu Muſeumszwecken hat man das alte Ge
mäuer nach den Stadtſeiten zu überdacht und dadurch einen
ſcheunenartigen Eindruck erzielt. Das hat der mächtigen Ruine
viel von ihrem Stolze genommen. Auch der Hof wirkt durch
die Ein und Umbauten nicht mehr urſprünglich, und die letz-
teren haben trotz der Anlehnung an mittelalterliche Motive
etwas Epigonenhaft-Schwächliches. Jn alter wilder Schönheit
iſt nur noch der gegen den Mühlgraben gelegene weſtliche Trakt
der Burg zu ſchauen. Möge dieſer an Heidelbergs Schloßruine
gemahnende Bau in Zukunft vor weiteren Reſtaurierungsver-
ſuchen bewahrt bleiben!

Nördlich gegenüber der Moritzburg fällt das Logengebäude
am Jägerberg in ſchöner Lage durch ſeine vornehme Bauart
auf. Vom Phhyſikaliſchen Jnſtitut der Univerſität kann man
das nicht behaupten. Sein Erbauer hat nicht daran gedacht,
daß man der Umgebung einer Moritzburg doch immerhin ge-
wiſſe Konzeſſionen ſchuldig iſt. Es iſt von troſtloſer Nüchternheit.

Jm Vorübergehen werfen wir einen Blick in die Große Ulrich
ſtraße und freuen uns dieſes freilich aber auch einzigen Stückes
modernen Großſtadtboden, das Halle beſitzt.

Kleines Feuilleton.
Ein neues gewaltiges Eiſengebiet.

An der Südſeite des Varangerfjords in unmittelbarer Nähe
der ruſſiſchen Murmanküſte, wird das norwegiſche Eiſenerz-
revier Südvaranger, an dem auch deutſches Geld beteiligt iſt,
ſo erweitert, daß es eines der größten der Welt ſein wird. Jn
Friedenszeit gehört die deutſche Eiſeninduſtrie zu den wichtig-
ſten Abnehmern ſeiner Erzeugniſſe. Das vor 10 Jahren mit
5 Millionen Kronen gegründete Unternehmen erhöhte ſein Ve-
triebskapital auf 25 Mill. Kronen. Trotz der durch den Krieg
verurſachten Schwierigkeiten arbeitet das Werk heute mit etwa
1400 Arbeitern. Es ſollen jährlich über 2 Mill. Tonnen Roh-
erz abgebant werden, entſprechend einer Ausfuhr von 90 000
Tonnen halb bearbeiteter Ware. Die Erzſchicht iſt bis auf 100
Meter Tiefe feſtgeſtellt, und wird auf 1 Milliarde Tonnen ge
ſchätzt. Das Erz wird in dem 8 Kilometer entfernten Ent-
ſchiffungshafen Kirkenes verarbeitet. Da das Erz zu arm an
Eiſen iſt, um eine Ausfuhr in rohem Zuſtand zu lohnen, wird
es in Pulverform, Schlich genannt, gebracht oder in Briketts in
Mauerſteingröße ausgeführt.
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Ken neuer Wehrbeitrag?
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e

handelt ſich zwar nur um die Erhebung einer w
rate, die bei Rieſenvermögen Prozent, bei Rieſeneinkommen
22/3 Prozent beträgt. Aber ſchon es dieſe ſehr beſcheidene
Beſitbelaſtung wehren ſich die kapitaliſtiſchen Kreiſe mit
allen Mitteln und die verbündeten Regierungenkommen ihnen ſehr wirkſam zu Hilfe. Sie drohen mit dem

„Machtwort“ des Bundesrats. Die Nationalliberalen,
die bei der erſten Leſung des Kriegsſteuergeſetzes für die wieder
holte Erhebung eines Wehrbeitragsdrittels ſtimmten und ſo den
Beſchluß herbeiführen halfen, ſcheinen ſchon mürbe geworden
4 ſein. Mancherlei Anzeichen ſprechen dafür, daß ſie ſich dem

3berſtande der Regierung beugen wollen. Den Vertretern der
Schwerinduſtrie und des Großkapitals wird das keine allzu großen
Gewiſſensbeklemmungen verurſachen. Den Nationalliberalen würde
der Umfall nicht ſo ganz leicht gemacht, wenn nicht ſowohl die
Konſervativen als insbeſondere das Zentrum von vorn-
herein den Wehrbeitrag glatt abgelehnt hätten. Das Zen-
trum verfolgt in den ſteuerpolitiſchen Fragen immer erkenndarer
die Taktik, die unſchmackhaften indirekten Reichsſtenern jeweils
mit einer kleinen Beigabe von Beſitzſteuern zu würzen. Damit
nun bei der Rieſenlaſt, die künftig an neuen Steuern zu tragen
iſt, die Geſamtſumme der Beimiſchung ſich in möglichſt beſcheidenen
Grenzen hält, erachtet das Zentrum die Kriegsgewinnſteuer ſchon
als völlig ausreichende Würze für die bittere Pille der 500 Mil
lionen Verbrauchs- und Verkehrsſteuern. Ließe ſich's irgendwie
machen, ſo müßte die Kriegsgewinnſteuer als Verſüßungsmittel
für eine noch viel größere Maſſenbelaſtng dienen. Daher der
Verſuch, die Umſatzſteuer an die Stelle der Quittungsſteuer zu
ſetzen, deſſen Gelingen noch zweifelhaft iſt. Den Wehrbeitrag will
ſich das Zentrum für ſpätere Jahre in Reſerve halten, um ihn
als Vorſpann für die Beſchaffung weiterer Milliarden an Maſſen-
verbrauchs und Konſumſteuern zu verwenden. Es rechnet etwa
ſo: Die Saugkraft eines einmaligen Wehrbeitrags von hundert
Millionen reicht aus, um eine Milliarde an dauernder Maſſen
belaſtung aus dem Volke herauszuſaugen. Mit 300 Millionen
Beſitzſteuern würden nach dieſem Rezept 3 Milliarden Verbrauchs
ſteuern zu beſchaffen ſein.

Wie ſehr aber mit einer ſolchen Politik gerade in der gegen
wärtigen Kriegszeit dem Gerechtigkeitsempfinden des Volkes ins
Geſicht geſchlagen wird und wie fadenſcheinig alle die Einwände
ſind, die heute gegen die Wiederholung des Wehrbeitrags erhoben
werden, das hat am ſchlagendſten ein namhafter Zentrumsabge-
ordneter ausgeführt. Herr Erzberger war es, der ſich über
den Wehrbeitrag alſo ausließ:

„Der Wehrbeitrag ſelbſt iſt ein geſunder Gedanke, der in
ſeinen Konſequenzen tief und weit greifen wird. Man
kann dieſe Folgerungen gar nicht ablehnen. Wenn
der Wehrbeitrag auch noch ſo ſtark als ein außerordentlicher ge-
kennzeichnet wird, wenn man ſeine Wiederholung für allſeitig un-
denkbar erklärt, ſoviel ſteht heute ſchon feſt: jede größere Rüſtungs-
vorlage mit hohen einmaligen, ſchnell zu beſchaffenden Ausgaben
wird wiederum einen „außerordentlichen“ Wehrbeitrag erheiſchen.
Einmal iſt nicht keinmal. Gar zu ſchnell wird ſich in unſerem
Zeitalter der breiteſten Oeffentlichkeit auch der Gedanke feſtſetzen,
daß man einen ſolchen Aderlaß der Reichen nicht nur für Rüſtungs-
zwecke, ſondern auch für Kulturaufgaben vornehmen könne.
Auch noch eine zweite Folge wird ſich früher oder ſpäter einſtellen:
in die Finanzhoheit der Einzelſtaaten hat der Wehr-
beitrag eine ſtarke Breſche gelegt, durch welche im Laufe
der Zeit die Reichsvermögensſtener trotz aller Oppoſition
einziehen dürfte. Man mag heute eine ſolche Konſequenz ab-
lehnen, morgen ſchon wird ſie allgemein gezogen werden müſſen,
auch von jenen, die nicht wollen und gut begründete Bedenken
haben. Die Macht der Tatſache des Wehrbeitrags er-
ſtickt alle einzel ſtaatlichen Bedenken. Der Bundesrat

t ſich darüber klar ſein müſſen, als er dieſen Entwurf dem
eichstag ausarbeitete; ſollte es hieran gefehlt haben, dann um ſo

ſchlimmer.“
So Herr Erzberger in ſeiner vor drei Jahren erſchienenen

Schrift Der Wehrbeitrag 1918. Für einen Politiker, der alle
dieſe Erwägungen ſchon damals anſtellte, müſſen ſie heute ein
zwanzigfach geſteigertes Gewicht haben. Nicht eine Rüſtungs-
vorlage mit einmaligen Ausgaben von einer Milliarde gibt es
zu decken, ſondern die Koſten eines Weltkrieges, die jetzt ſchon
auf weit mehr als 50 Milliarden zu ſchätzen ſind, müſſen ge

werden. Kann man bei dieſer Sachlage die „tief und
weitgreifenden Folgerungen“, die ſich ſchon in der Friedens
2 aus dem Wehrbeitrag ergaben, ablehnen? Muß nicht die

atſache des Weltkrieges im Verein mit der Tatſache des
Wehrbeitrages alle einzelſtaatlichen Bedenken erſticken? Und
gilt nicht heute mehr als je, was Erzberger in derſelben Schrift
in anderem Zuſammenhange ſagte: daß Bauern, Handwerker
und Arbeiter die höchſten perſönlichen Opfer zu
bringen haben, inſofern, als „aus dieſen Kreiſen nahezu die

eſamten neuen Soldaten geholt werden, während
ie reichen und reichſten Leute nicht mehr aktive Soldaten wie

bisher ſtellen, da ſie entweder Offiziere oder Einjährig-Frei-
willige ſtellen. Der Mittelſtand (und die Arbeiter! Red.)
bringt die Blutopfer; das Geldopfer ſollendarum in erſter Linie andere Hreiſe tragen.“Hat Herr Erzberger und ſeine Partei das alles vergeſſen, ſo
iſt es höchſt angebracht, ſie daran zu erinnern. Auch die Kon
ſervativen dürfen daran erinnert werden, daß es ihr einfluß-
reichſtes Organ, die Kreuzzeitung, war, das ſchon bei der
Finanzreform von 1909 in einem lichten Moment in ſieben

eitſätzen u. a. den Vorſchlag machte, zwecks Tilgung eines
größeren Teiles der Reichsſchulden vom Beſitz mit einer ein-
maligen Abgabe 2 Milliarden zu erheben. Das ſei „zwar viel,
aber erträglich, um aus den jetzigen Zuſtänden herauszukommen.
Man wird von Konfiskation ſprechen, jedoch mit Unrecht,
denn die Reichsſchulden laſten auf allem Beſitz im Reich.“

Sowohl die Konſervativen als das Zentrum hielten eine „Kon-
tribution im Frieden“ für geboten. Wie wollen ſie die Ab-
lehnung der „Kontribution im Kriege“ verantworten angeſichts
der Rieſenſchuld, die die Beſitzenden des deutſchen Reichs bei den
Kämpfern im Felde und ihren notleidenden Familien ab-
zütragen haben!

Hier gilt es: Farbe bekennen und zahlen!

Einmalige Reichsvermögensſteuer?
Berlin, 12. Mai. (Telegramm.) Wie das B. T. erfährt,

iſt unter den Parteiführern im Reichstage erwogen worden, ob
es ſich nicht empfiehlt, an Stelle der im Ausſchuß beantragten
Erhebung einer neuen Wehrbeitragsrate einmalig eine Reichs-
vermögensſteuer einzuführen. Die Verhandlungen ſollen „A u s-
ſicht auf Einigung'“ haben.

Jſt das richtig, ſo kann man grundſätzlich nichts dawider
haben. vorausgeſetzt, daß die Reichsvermögensſteuer nicht bloß
ein ſchöner Schein wird, ſondern einen kräftigen Ertrag bringt.
Die Sozialdemokratie muß natürlich fordern und dafür wirken,
daß eine ſolche „einmalige“ Vermögensſteuer zu einer
dauernden gemacht wird, denn das Ziel iſt unverrückbar:
ReichsVermögensſteuer, Reichs-Einkommenſtener, Reichs- Erb
ſchaftsſteuer! Daß die Not ruckweiſe auf dieſem Wege vor-
wärts drängt, dafür zeugen all dieſe Vorſchläge und Verhand-
lungen.

Aus der Partei.
Stellungnahme der Organiſationen.

Eine Konferenz des erſten badiſchen Wahlkreiſes
(Konſtan z) bedauerte die Spaltung der Reichstagsfraktion
im Hinblick auf die künftige Stoßkraft der Partei. Der Minder
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heit müßten aber für ihr weit gebend
Umſtände zugebilligt werden. Auch die auf Urlaub be

rteige chen Feldgrauen erachteten Einhei
endſte Erfordernis für die deutſche Arbeiterbewegung.

Kreiskonf 8. ſäch ſiſchen Reichstagswahlkreiſes ne v 9 g. von 68 Fteaiertg
beſucht war, beſchäftigte d 30. April außer mit der üb
lichen Erledigung geſchäft r Angelegenheiten mit der politi-d und dem fütt.chen Situat Parteikon nt war derertreter des Kreiſes. Genoſſe Rühle n Genoſſe

midt- in. Eine vom vor eo

Reſolution, die ſich auf den Boden der bekannten Leitſähze der
Internationale ſtellt wurde mit 55 egrn vier Stimmen an
genommenz eine Reſolution der r ger, dieWeen die „Parteizerſtörer“ wendete und die

er Genoſſen zum Parleikonffilt auf den nächſten rer
verſchoben wiſſen wollte, erhielt funf Stimmen. Die ferenz
dauerte 12 Stunden.

Die Kreisgeneralverſammlung des 10. württ mere
Reichstagswahlkreiſes (Göppingen-Gmünd) ſtellte
einmütig auf den Boden der Fraktionsmehrheit. Sie billigt
ausdrücklich die Politik der Mehrheitsvertretung im Reichstage.

Die Kreis konferenz des 4. Berliner Reichs
tagswahlkreiſes vom 8. Mai verurteilt aufs neue die
vom Parteivorſtand gegen die Vorwärts- Redaktion geübte
Fauſtrechtspolitik; ſie beauftragt den Vorſtand und die Mit
glieder der Preßkommiſſion, rückſichtslos jedes Mittel anzu
wenden, um den Berliner Genoſſen das Eigentumsrecht an
Vorwärtsdruckerei und dem Vorwärts mit allen ſeinen Kon
ſequenzen zu ſichern.

Die Breslauer Parteigenoſſen hielten eine Mit
irre ab, in der Gen. Zimmer fürie Mehrheitspolitik Jprach Jn der Debatte ſprach
dann Gen. Bernſtein, der Abgeordnete für Breslau-Weſt,
ausführlich zugunſten der Minderheit Gen. Löbe trat
ihm entgegen. Die Breslauer Volkswacht berichtet nur ganz
kurz über die Reden. Doch ſchreibt ſie dann: „Es waren zwei
Entſchließungen eingegangen, wovon ſich die eine mit der Hal-
tung der Achtzehn und des Genoſſen Bernſtein einverſtanden
erklärt, die andere (vom erweiterten Vorſtande des Sozial-
demokratiſchen Vereins Breslau eingebracht) ſich gegen die
Parteizerſplitterer wendet. Für die Entſchließung zugunſten
des Genoſſen Bernſtein und der Minderheit ſtimmen etwa 20
von ungefähr 250 Anweſenden. Der Vorſitzende erklärt damit
die beiden Entſchließungen gegen Bernſtein und die
Minderheit als angenommen. Den Wortlaut der Ent-
ſchließungen teilt die Volkswacht nicht mit. Das B. T. berichtet,
der Wortlaut ſei: Die Verſammlung bedauert auf das leb
hafteſte, daß ſich auch der Abgeordnete für Breslau unter den
Abgeordneten vom 24. März 1916 befindet, ſie kann deſſen
Standpunkt weder verſtehen noch gutheißen. Sie erklärt, daß
der Abgeordnete Bernſtein weder die Meinung noch den Wiſlen
ſeiner Wähler, insbeſondere nicht der Breslauer Parteigenoſſen
vertritt.“

Mehrheit und Minderheit in Schweden.
Stockholm, 11. Mai. (W. T. B.) Die Leitung der ſozial-

demokratiſchen Partei hat eine Erklärung gegen die
Sonderbeſtrebungen angenommen, die in der letzten
Zeit innerhalb der Partei hervorgetreten ſind, indem ein Teil
gegen die Führung der Partei Stellung genommen und ſich
der Zimmerwalder Politik angeſchloſſen hat. Drei Mit-
glieder der Leitung legten infolgedeſſen ihreAemter nieder. Die Karteileitung hat auch eine Erklärung
gegen die Beſtrebungen der Zimmerwalder Konferenz erlaſſen,
daß die anweſenden Schweden kein Mandat von der ſozial-
demokratiſchen Partei Schwedens gehabt haben.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 12. Mai 1916.

Städtiſche Küche für alle!
Sie iſt durchführbar und wird auch in ſolchen Kreiſen, wo

man ſonſt derartigen Einrichtungen ablehnend gegenüberſtand,
als zweckmäßige Kriegsmaßnahme angeſehen. Der Anfang mit
ihrer Einführung iſt gemacht. Die erſte Einheitsküche
in Deutſchland wird die hannoverſche Stadt St ade aufzu-
weiſen haben. Es hat ſich hier die Notwendigkeit herausgeſtellt,
neben dem Kriegsſpeiſehaus für Minderbemittelte, das ſich
außerordentlich bewährt hat, noch eine weitere Speiſehalle zu
ſchaffen, die für alle Kreiſe der Bevölkerung die Mit
tagskoſt herſtellt. Von dem bisherigen Kriegsſpeiſehaus
unterſcheidet ſich die Neueinrichtung dadurch, daß ſie nicht für
minderbemittelte Ortseinwohner geſchaffen wird und deshalb
zu ihrem Betrieb nicht die erheblichen Zuſchüſſe zu erwarten
find, die zu dem Kriegsſpeiſehaus vom Reich und der Kriegs-
fürſorge gewährt werden. Es handelt ſich auch nicht um einen
Ausfluß der Kriegsfürſorgetätigkeit für Minderbemittelte, wie
bei dem bisherigen Kriegsſpeiſehaus. Die Anſchaffung der Koch
und anderen Einrichtungen ſowie der Betrieb ſollen vielmehr
ausſchließlich aus ſtädtiſchen Mitteln erfolgen, und es muß für
die Speiſen ein Preis gefordert werden, der den tat
ſächlichenAufwendungen ungefähr entſpricht.
Es iſt mit einer ſehr großen Jnanſpruchnahme der neuen Ein
richtung zu rechnen, da ihre Benutzung ſchlechthin al len Bür-
gern und Einwohnern der Stadt freiſtehen ſoll. Die ſtädtiſchen
Kollegien haben dieſem Vorſchlage, der vom Bürgermeiſter
ſelbſt ausging, zugeſtimmt. Auch ein geeignetes Gebäude iſt
bereits zu dieſem Zwecke gefunden. Um die Einheitsküche wird
man auch in anderen Städten nicht herumkommen. Die glei ch-
mäßige Verteilung der Nahrungsmittel im rohen Zuſtand
wird ſich mehr und mehr als unmöglich herausſtellen. Gleich
mäßig, ſoweit es nur irgend möglich iſt, muß aber geteilt
werden, wenn in den nächſten Wochen manche wichtigen Nah
rungsmittel noch knapper werden.

Großzügige Maſſenverpflegung, die ſich ſchließlich
nur auf die allgemeine Küche ſtützen kann, wird auch in einer
Eingabe gefordert, die vom Sozialdemokratiſchen Verein und
vom Gewerkſchaftskartell in Köln an die dortige Stadtverord-
neten- Verſammlung und den Oberbürgermeiſter gerichtet wurde.
Jn der Eingabe wird ferner die Abſchlachtung des geſamten in
die Stadt gelangenden Viehes durch die Stadt gefordert werden.
Die Wurſtbereitung ſoll von der Stadt in Eigenbetrieb über-
nommen werden. Die Köln. Ztg. bemerkt zu dieſen Vorſchlägen:
„Vor allem wird die Maſſenverpflegung zu einer immer dring
licher werdenden Aufgabe nicht nur der Gemeinden, ſondern
auch des Staates.“ Da die Ernährung auch für die Halli-
ſchen Familien immer kritiſcher und ſchwieriger wird, muß
auch hier zu ähnlichen Maſſenverpflegungen baldigſt und ent
ſcheidend Stellung genommen werden.

Hallenſer in den Verluſtliſten.
Jn den Verluſtliſten Nr. 519 bis 524 ſind als in Halle und

ſeinen Vororten verzeichnet aufgeführt:
Reſerve Jnfanterie- Regiment Nr. 34: Paul Lorenz gefallen.
ReferveJnfanterie- Regiment Nr. 32: Wilhelm Roßhirt aus

Giebichenſtein verw Feldartillerie- Regiment Nr. 76: Bern
hard Krengel gefallen. Feldfliegertruppe: Kurt Beyer durch
Unfall leicht verletzt. Königin-Auguſta-Garde-Grenadier-
Regiment Nr. 4. Albert Werther l. verw. anteree e
ment Nr. 159: Unteroffiz. Karl Grubert gefallen. Reſerve

re verw.
t als

e Brode l. verw. Reſerve
nſt

l

l verw. Voigt ulTerl gefallen. Jnfanteri egiment e IffI. verho 2 Se Segen 844: St dt
ſchw. verw. ReſerveJäger-Bataillon Nr. 18: Ernſt Traut

mann l. verw. Nr. 2:Nr. 28:
Wilhelm Röder nicht geda ſchw. verw. Untero

ondern verwundet.
Kaiſerliche Marine. Verluſtliſte Nr. 72. rMatroſe Willi Lehnert l. verw. Verluſte z rankheit:

Heizer Wilhelm Loth, am 30. 3. 16 in Kuxhaven geſtorben.

r Nr. 7: Willi Schiller I. verw.u e cgigen r. 53: Hoboiſt-Sergeant Gebhardt in
Gefangenſchaft. 8. Jnfanteri giment Nr. 107: Hermann
Kauerauf l. verw. Wolf l. verw. Pionier-Kompagnie:
Wilhelm Laube aus Giebichenſtein verletzt. 1. Fußartilerie-
Regiment Nr. 12: Erich Bachrodt l. verw. ReſerveJnfan-
terie Regiment Nr. 231: Franz Brückner bish. verm., in Ge
angenſchaft. Fritz Garz bish. in Gefangenſ emeldet, ge
orben infolge Krankheit 27. 4. 15 in Nowo- lajewſk.
r e Nr. 2e2: Vizefeldwebel RichardRoſenberger ſchw. verw. Jnfanterie-Regiment Nr. 860: Wil
Im Marx bish. verm., war verw., zur Truppe zurück. Jn

anterie- Regiment Nr. 8378: Robert Reinſch bish. verm., krank.
Sächſiſche Verluſtliſte Nr. 278. 7. Jnfanterie Regiment

Nr. 106: Friedrich Schaab erneut l. verw. Paul Haßkerl ſchw.
verw. 8. Jnfanterie- Regiment Nr. 107: Paul Hampe l. verw
Walter Barth l. verw. Exich Lenk I. verw.

fallen,

Feldpoſtgrüße an das Volksblatt.
Daß unſere Genoſſen und bisherigen Leſer im Felde auch

weiter ihr Volksblatt nicht miſſen wollen, hat ſich oft genug
gezeigt. Wie ſehr aber auch uns bisher Fernſtehende Zu
neigung zum Volksblatte faſſen, ging aus den Bemerkungen
eines Vizefeldwebels und Lehrers von Bexuf hervor, die wir
kürzlich in einem Feldpoſtbriefe eines Genoſſen veröffentſichten Einen neuen Beleg noch dentlicherer Art aus den ver

ſchiedentlichen Zuſchriften der Soldaten bringen wir nach-
ſtehend zum Abdruck, weil er auch ſonſt manches über die Stim-
mung dort draußen verrät:

Rußland, den 4. 5. 16.
Sehr geehrter Herr Verleger!

Sage meinen beſten Dank, daß ich das Blatt bisher regel
mäßig erhalten habe. Jch ſowie meine Kameraden leſen
es alle ſehr gern. Wir ſtehen ſchon immer auf der
Lauer, wenn die Feldpoſt kommt. Schnell wird es dann ge
öffnet, um zu ſehen, was das Neueſte iſt; aber immer noch iſ
es das nicht, nach dem wir uns alle ſehnen.

Geehrter Herrl Werde auch dann das Blatt bei
behalten, wenn uns der ſchon ſo lange erſehnt
Frieden wieder in die liebe Heimat kehren läßt. Bitte
ſchreiben Sie mir, ob meine Eltern das Geld ſchon gin;
geſchickt haben. Hochachtungsvoll N. N.

Dieſe Zuſtimmung neuer Anhänger, die immer ſtärker
um Ausdrucke kommt, ſollte überall auf unſere Genoſſen anhen für neue rührige Werbearbeit wirken! Nutzet die
eit allerorten!

Zur Regelung des Fleiſchverkaufs wird für die nächſten
Tage mitgeteilt: Die Verordnung des Magiſtrats vom 25. April
1916 betreffend die Regelung der Fleiſchverſorgung bleibt noch
weiterhin in Wirkſamkeit. Für den Bezug von Fleiſchwaren
am Sonnabend, den 18. Mai, gilt Lebensmittelſchein
Nr. 19, am Sonntag, den 14. Mai, Nr. 20, am Montag, den
15. Mai, Nr. 21.

Zu dem Verbot privater Fleiſchſendungen ins Feld ſchreibt
man uns aus den Schützengräben in Frankreich eine Erwide-
rung, die wörtlich zu veröffentlichen, gegenwärtig nicht möglich
iſt. Der Einſender nimmt Bezug auf eine Veröffentlichung
des lippiſchen Miniſteriums, wodurch der Fleiſchverſand an
Angehörige ins Feld verboten wird, da die Heeresverwaltun
muſterhaft für die Soldaten ſorge, die viermal ſo viel Fleiſch
erhielten als die Zivilbevölkerung im Jnland. Der Einſender
verwahrt ſich energiſch gegen dieſe Darſtellung. Die Haupt
nahrung ſei Schleimſuppe, Brot und Marmelade, während
Fleiſch ſehr ſelten iſt. Die Verfaſſer der Veröffentlichung in
Lippe ſollten nur einmal hinkommen, um ſich davon zu über
zeugen, wie die viermal ſo große e menge ausſehe. Die
Soldaten ſeien draußen für jede Fleiſch, Wurſt und Fett-
ſendung aus der Heimat ſehr empfänglich und. äußerſt dankbar.

Die Regelung des Seifenverbrauches. Zur Aufklärung
wird mitgeteilt, daß die Abgabe von Seife, Sejfenpulver und
anderen Art Waſchmitteln auch in Halle während
des ganzen Monats geſtattet iſt, daß aber in Halle die
Abgabe noch bis auf weiteres nur gegen Vorzeigung der jeweilig
gültigen Hartoffelkarte erfolgen darf. Dies gilt auch
für den Verkauf in Apotheken, ſoweit er nicht auf Grund ärzt
licher Verſchreibung geſchieht. Auf der Rückſeite des
Stammes der Karte iſt gemäß Verordnung des Magi-
r vom 27. April 1916 die Abgabe unter Bezeichnung der
lrt und Menge zu vermerken. Unter Seife fallen auch die ſo

genannten mediziniſchen Seifen. An Einwohner des
Saalkreiſes kann, ſoweit ſie ihren Bedarf an Seife bisher
in Halliſchen Geſchäften gedeckt haben, die Menge von 100 Gr.
Feinſeife und 500 Gramm anderer Seife im Monat gegen Vor-
legung der vom Landratsamt ausgeſtelltene 17 abgegeben werden. Auf der Rückſeite
der Karte iſt die Art und Menge der abgegebenen Seife und
der Name (Firma) des Verkäufers mit Tinte einzu
tragen.

Der Banausſchuß beſchloß in ſeiner geſtrigen Sitzung der
ertgmg eines neuen Druckrohrſtranges vom
Beeſener Pumpwerk aus bis Halle zuzuſtimmen. Dieſer Rohr
ſtrang iſt erforderlich, weil durch die drei rer Stränge
das Werk nicht immer genügend Waſſer zur Stadt t
kann. Bisher wurden 25 000 Kubikmeter tägliche Höchſtleiſtung
ermöglicht; durch das neue Rohr ſteigert ſich die Leiſtung auf
40 000 Kubikmeter. Die Koſten für den Rohrſtrang betragen
532 000 Mark einſchließlich Nebenanlagen. Der Rohrſtrang
endet in der r Die Anlage ſoll abſchnittweiſe
in W Jahren durchgeführt werden, womit dann die Waſſer-
verſorgung auf Jahre hinaus ausreichend ſichergeſtellt wird.
Die Nachbewilligung r den Bau einer Ammoniakwaſſeranlage
auf dem ſtädtiſchen Gaswerk im Betrage von 28 000 Mark
wurde genehmigt. Als Nachbewilligung für Malerarbeiten und

Heizkörper in der Schloſſerſtraßenſchule wurden 2200
Mark bereitgeſtellt. Eine Petition der Firma Weſtphal um
Nachhewilligung von 2441 Mk. für Betonarbeiten in dieſer
Schule wurde abgelehnt. Für den Ausbau des Möztzlicher
Weges wurden 50 000 Mark bewilligt. Der Weg führt zu dem
neuen Flugplatzgelände. Für die re desPlatzes an der Deſſauer Straße wurden 106 008 Mk. verlangt,
bewilligt wurden 101 500 Mk. Die Kanaliſierung der Deſſauer
Straße bis zum Flugplatz mit Einbauung eines werkeserfordert 56 09 mr ie bewilligt wurden. Pump

Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten in
r am t r den 15. d. Mts., nachmitta
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Kanaliſierung eines Teils der Deſſauer Straße. Entwäſſerung
von Gelände an der Deſſauer
Straßenüberführung an der Deſſaner Straße. Landerwerb
zur Burgſtraße. Kanalanſchluß der Pfarrhäuſer der Moritz
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d e ſeiten ſ dirder zulagen. igungmmerei a re h h von Perſ dannonenwagen für das Stadtbad. Nachbe das Stadtbad.Vermietung einer Wohnung Kurallee u Wittekindſtraße 12
Petition um Pachterlaß. Er l für einige Deputat
und Ausſchüſſe. Wahl eines iedes für bie Kriegsunter
ſtützungs Kommiſſion. Nichtöffentliche Sitzung. Er
werb eines Grundſtücks. Bewilli eines Ehrenſolds. Be
willi eines Zrſchuſſes zur interbliebenenFürſorge.
Schiedsmannswah

Der Stadtverordneten Vorſteher. Keil.
Bühende Kaſtanien! Der blühende Kaſtanienbaum ere hieſen Tagen das Auge des Naturfreundes. Auf dem

fen ſaftigen Grün der hrahtvg runden Baumkronen
ehen die weißgelben Blütenkerzen. Ein ſolcher Baum bietet

in ſeiner etwas fremdländiſ Eigenart einen ſtarken Reiz.
Die großen Vorzüge dieſes Baumes ſind denn au offenbar
die Veranlaſſung zr geweſen, daß der Baum die Wanderung
aus ſeiner Heimat, dem nordgriechiſchen Gebirgslande, zu uns
angetreten hat. Man witt ihn dort noch heute unterhalb der
Tannenregion in einer Höhe von 1000 bis 1800 Metern wild
wachſend an. Sein eigenartiger Blütenſchmuck erregt die
Aufmerkſamkeit der Türken, nachdem dieſe im Jahre 1458
Konſtantinopel erobert und ſich damit dauernd in Europa feſt
See rer Die Türken ſind, wie bekannt, ſehr große

lumenfreunde; ſie haben eine Zahl der herrlichſten
Frühlingsgewächſe, die bis zu ihrer Zeit in Europa gänzlich
unbekannt waren, dorthin verpflanzt, wie die Tulpe, die
Gartenhyagzinthe, die verſchiedenen Ranunkelarten, die
Kaiſerkrone, und vor allem den herrlichen blaßblau oder weiß
blühenden Flieder oder Syringe, die ihnen zu Ehren
in verſchiedenen Gegenden unſeres Vaterlandes noch heute
türkiſcher Flieder genannt wird. Die tergen ger nach
oben gerichteten phyramidenförmigen Blüten der oßka anie
mochten die Türken in beſonderer Weiſe an ihre Lieblings-
blume, die Tulpe, erinnern, die ebenfalls eine aufrechtſtehende
Blüte aufweiſt. Sie pflanzten den Baum in Mengen auf dem
Balkan an, und von dort kam er im 16. Jahrhundert nach dem
weſtlichen Europa, wo er wegen der ſchon gekennzeichneten
Vorzüge ſchnell eine große Verbreitung fand. Der botaniſche
Name Aesculus hippocastanus rührt davon her, daß die Tür-
ken e rucht als Heilmittel gegen den Huſten ihrer Pferde
verwandten.

Was alles im Gehackten ſein kann, zeigte eine Verhand
lung gegen einen Dresdener Großſchlächter wegen Vergehens
gegen das Nahrungsmittelgeſetz. Das Schöffengericht zu Dres
den verurteilte den Angeklagten zu 500 Mark Geldſtrafe. Er
hatte in der Dresdener Markthalle gewiegtes Rindfleiſch ver
kauft, in dem ſich Speicheldrüſen- und Maulſchleimhäute be
fanden. Pfui Teufel!

Fahrraddiebſtähle. Geſtohlen wurden folgende Herrenfahr-
räder: Am 29. April, Marke Nr. 489 519, ſchwar-
zer Rahmen. hellgelbe Felgen mit breitem ſchwarzen Streifen,
unter dem Rahmenrohr auf blauem Grunde das Wort Sturm-
vogel in roter Schrift; am 3. Mai, Marke Panther, ſchwarzer
Rahmen, nach oben gebogene Lenkſtange, der Mantel des
Hinterrades mit der Bezeichnung Prima Continental 2812;
am 4. Mai, Marke Boruſſia, ſchwarzer Rahmen, gelbe Felgenmit ſchwarzen Streifen, etwas nach unten gebogene Lenkſtange,
Freilauf mit Rücktrittbremſe; Marke Superior, Nr. 432 714,
ſchwarzer Rahmen, gelbe Felgen, nach unten gebogene Lenk-
ſtange, Freilauf mit Rücktrittbremſe, brauner Sattel mit roter
Plüſchdecke; Marke Nova, faſt neu, Nr. 40715. lilafarbeneGriffe, Rodaxfreilauf; am 9. Mai, Marke Greif, Nr. 39 209,
Rahmen und Felgen ſchwarz, etwas nach unten gebogene Lenk
ſtange, Freilauf; Marke Corona, ſchwarzer Rahmen, nach oben
gebogene Lenkſtange, Freilauf.

Vom Tage. Zur Beſeitigung eines andeswurde die Feuerwehr nach einem Grundſtücke der Anhalter
Straße gerufen. Nach kurzer Tätigkeit konnte die Wehr wieder
abrücken. Ein 12jähriger Schulknabe, der ſich in vergangener
Nacht in den Anlagen hinter dem Waſſerturm in der Magde
burger Straße umhertrieb, wurde ſeinen Eltern zugeführt.
Zwei in einem Papierlagerſchuppen in der Zapfenſtraße näch
tigende Schulknaben, die ſich vor einiger Tagen aus dem Kin-
derheim in der Beeſener Straße entfernt hatten, wurden feſt
genommen und in das Heim zurückgebracht.

Beeſen. Unfall nach einem Krankentransport.
Ein Geſchirr des hieſigen Ritterguts hatte Dienstag einen
ruſſiſchen Arbeiter in ein Hall:ſches Kraukenhaus befördert.
In der Röpziger Straße ſcheuten L vor einem Zug
der Hafen und gingen durch. An Ueberfahrt wurde
der Wagen noch vom Zuge geſtreift und zertrüm-
mert. Der Geſchirrführer, ebenfalls ein ruſſiſcher Arbeiter,
wurde aus der Schoßkelle geſchleudert und am Kopfe verletzt.
Die Pferde kamen ohne Schaden davon.

Aus den Gerichtsſälen.
Kaufmannsgericht.

Keine Gründe zur ſofortigen Entlaſſung. Ein erſt rekla
mierter Angeſtellter der Grube Krügershall war kündi-
S entlaſſen worden, weil er angeblich ſeine Pflichten
gröblich verl Der Aa nge klagte auf Heraus-zahlung ſeftegt eſtforderung in h von 91 Mark. Die
Firma behauptete, zur ſofortigen Epttaſſang deswegen be
rechtigt geweſen zu ſein, weil der Angeſtellte einen anderen
Kollegen zum Verlaſſen ſeiner Stellung aufgefordert habe.
Außerdem habe er dem Perſonal geſagt, es ſolle nicht z um
Sonntagsdienſt kommen. Die Beweisaufnahme ergab,
daß es ſich um haltloſe Vorwürfe handelte. Die Frrnta
geſchichte ergab, daß er gerade zu einem neu eingeſtellten
amten geſagt hatte, ja auch Sonntagsdienſt zu machen. In dem
anderen Falle ergab ſich, T Kläger z einem Mitangeſtell
ten geſagt hatte: Na, wenn Sie es beim Militär ſoweit gebracht
haben, dann wundere ich mich, daß Sie für ſo billiges
Geldals Arbeiter ſchaffen müſſen. Das Gericht billigte
auch dem Angeſtellten ſeine Forderung zu.

Schöffengericht.
Schwindel mit Photographien orbi Vermißter. Gleich

in den erſten Tagen des Krieges war der Sohn des Privatſekre
tärs Heinert als Vermißter gemeldet worden. Heinert
hörte, daß in Berlin in einem Kino eine Frau bei der Vor-
führung von Vildern kriegsgefangener Deutſcher ihren Mann
wiedererkannt habe. Darauf fuhr er nach Berlin, konnte jedoch
in keinem der Kinos auf den ä rten Bildern ſeinen
Sohn entdecken. Er hörte, daß die Bilder aus Braunſchweig
von einer Firma Bettis gekommen wären, die ſie durch die Ver
mittlung des Herzogs erhalten hätten. Er will nach Braun
ſchweig gefahren ſein, und hier ſei ihm ein verſchwommenes
Bild gezeigt worden, doch habe er auch hier ſeinen Sohn a
gefu Jnzwiſchen habe ſich eine Frau, deren Mann gleichfalls vermißt fei an ihn gewandt, um näheres über die Nach-

forſchungen H.s zu Der Mann ſollte im Zuge des
vermißten Sohnes geſtanden haben. Eines Tages erhielt er von
eine einen Brief, in dem ihm mitgeteilt wurde, daß ſie
eine Photographie e, die aus einem Gefangenenlager in
Frankreich ſtammen ſolle. Das Lager ſollte den Namen Porte
farina führen. Bekannte der Frau, die den Sohn H.s kannten,
behaupteten, daß der Mann, der neben ihrem Manne ſtünde,
H.s Sohn in müſſe. Die Frau ſchrieb daher, daß H. doch einmal
nach dort kommen ſolle, um ſich die Bilder anzuſehen. Heinert
fuhr darauf nach Helfta, wo der Vater der Frau wohnte,
und beſah ſich die Bilder. Er bat dann den Vater, ihm doch die
Bilder mitzugeben. Es wurde ihm jedoch erklärt, daß der Vater

a die Bilder nochmals abnehmen
icher würden. r beſtellte

auch ſolche Bilder, die er dann Ende Au erhielt unter
einer Nachnahme von 430 Mk. Heinert will dann in ſeinem

von den Bildern geſprochen haben. Auch er willeinen Sohn deutlich wieder erſenge haben, nachdem dies ſeine

rigen beſtätigten. Einige Tage darauf kamen mehrere
Leute, die Vermißte hatten noch kein Lebenszeichen
von dieſen beſaßen. Heinert will dann km auf den
menſchenfreundlichen Gedanken gekommen ſein, die Bilder der
Allgemeinheit zur Verfügung zu ſtellen. Er wandte ſich an
eine hie r die dann auch eine kurze Notizdes Jnhalts te, daß bei Herrn Heinert eine Photographie
von deutſchen Gefangenen einzuſehen ſei. begann jetzt eine
förmliche Völkerw ung aus allen Teilen der näheren und
weiteren Umgebung. Jeder glaubte, jetzt endlich einmal etwas
von ſeinen teuren Vermißten erkunden zu können und vielleicht
ſchon längſt begrabene Hoffnungen wachten wieder auf. Bis
dahin wäre alles gut. wenn Heinert nicht für ſein „menſchen
reundliches Werk Entſchädigungen genommen hätte.
s ſoll nämlich Heinert ſich eine ſchöne Goldquelle durch das

Ausſtellen der Bilder angebohrt haben. Er ſelbſt will nur 40
Mark freiwillig von den eſuchern erhalten haben.

Jedenfalls wurde Heinert jetzt eine Anklage zugeſtellt, weil
er durch Schauſtellung von Bildern ohne jeden künſtleriſchen
Wert und unter Vorſpiegelung falſcher Tatſachen einen fort
geſetzten Betrug verübt habe. Leider mußte die Verhandlung,
die ſehr intereſſant zu werden verſprach, vertagt werden, um
eine neue Zeugin zu laden. Zu der heutigen Verhandlung
waren 25 Zeugen geladen worden. Eine Dame, die zufälliger-
weiſe im Zuhörexraum war und durch ihr Verhalten zur Ver
mutung Anlaß gab, daß ſie auch eine der Geſchröpften ſei, wurde
auf Ort und Stelle geladen.

Soviel konnte man jedoch ſchon jetzt der Verhandlung ent
nehmen, daß mit den Bildern auch von anderer Seite ein
äußerſt ſchwunghafter Handel getrieben worden iſt.
Tatſächlich ſtammen die Bilder nicht aus Portefarina, das in
Tunis liegt, ſondern aus einer franzöſiſchen Gefangenenkolonie
namens Jſlecourt.

Aus der Provinz.
Der ſteigende Wert der Wälder.

Die Holzpreiſe ſind ſehr hoch. Die Forſten bringen ihren
Beſitzern große Gewinne ein; außerdem ſteigt andauernd der
Wert der Waldungen; werden ſie verkauft, ſo werden erſtaun
lich hohe Profite erzielt. Ein Muſterbei ſpiel für die
Wertſteigerung der re Waldungen iſt der kleine
Kreisforſt von Ortelsburg. ährend zu Beginn dieſes Jahres
der Nutzungswert dieſes Forſtes auf höchſtens 5000--6000 Mark
amtlich veranſchlagt wurde, ergab das Geſchäftsjahr aber einen
Nutzungswert von 18 100 Mark. Mithin alſo eine Ver
doppelung des Veranſchlagungsbetrages. Auch die anderen
Gemeinde und Stadtforſten Oſtpreußens haben faſt durchweg
weſentlich höhere Einnahmen zu erzielen vermocht, ſo daß ſie
zurzeit eine nicht zu unterſchätzende Einnahmequelle für die
Kommunalkaſſe bilden. Man rechnet mit einem weiteren An
ziehen der Holzpreiſe, was wiederum den Wert der
Wälderſteigert. Daß die teuren Nahrungsmittelpreiſe
auch die Grundſtückspreiſe in die e treiben, iſt ganz ſelbſt
verſtändlich. Für die Großgrundbeſitzer, denen ſchon bisher
die Schutzzölle hohe Einnahmen verſchafften, iſt alſo eine ge
ſegnete Zeit gekommen.

Spergau. Eine ſtarke Zuwanderun
ferat her See a Teil auch gefge und zum großen Teil auch gefunda bis zur Voll der Deraden r 1900 Mann noch
geraume Zeit vergehen wird. Bisher zählt der Ort über 100
neuer Einwobner.

Papitz. Treibriemen-Diebſtähle mehren ſich
allenthalben unter dem Zeichen des Ledermangels. Auch aus
der hieſigen Ziegelei iſt mittels Einbruchs ein wertvoller
Treibriemen geſtohlen worden.

Querfurt. Eier verkauf. Dem hieſigen Konſumverein
a durch Vermittlung des Magiſtrats über 4000 Stück Eier

erwieſen worden, welche von heute ab der Konſumverein
zum Verkauf bringen wird. Der Verkauf findet auch an Nicht
mitglieder ſtatt. Das Stück koſtet 18 Pf.

Barnſtedt. Todesſturz auf der Treppe. Am Diens
tag a der Gutsbeſitzer Otto Friedrich in Barnſtedt die zu
einem Vorratsraume führende Treppe in einem Nebengebäude
ſeines Gutshofes hinunter und brach ſich dabei das Genick, ſo
daß der Tod ſofort eintrat.

Erdeborn. Zum Bootsunfall auf dem Süßen
See erfährt man, daß nun auch die beiden noch fehlenden
Leichen, Frau Kirkamm und ihre 13jährige Nichte von Fiſchern
auf der Unfallſtelle geborgen werden konnten. Das Boot fand
man weiter unterhalb am ſogenannten „Rohr“ bei Seeburg.
Die genaue i des Unfalls konnte bisher noch nicht aufge
klärt werden: die Unterſuchung iſt noch im Gange.

Kloſtermansfeld. Drei Bergleute tödlich ver-
unglückt. Ein ſchreckliches Unglück hat fich Dienstag vor
mittag auf dem Zirkelſchacht ereignet. Durch niedergehendes
Geſtein. wurden die Bergleute Karl Suppe, und Leon
Pichoki auf der Stelle getötet ſowie der Berginhann Fried-
rich Teutſch ſo ſchwer verletzt, daß er auf dem Transport
c ſeiner Wohnung ebenfalls ſt ar b. Alle drei ſind Familien
vaäter.

Sangerhauſen. Erhöhte Brotpreiſe ſind in Kraft
getreten, und zwar koſtet das Vierpfundbrot jetzt 74 ſtatt 70 Pf.
ünd das 4Pfundbrot 83 ſtatt 79 Pf. Das hat ſeinen Grund,
wie eine Bekanntmachung des Kreisausſchuſſes beſagt, darin,
daß von jetzt ab mehr Weizen- wie Roggenmehl Ver-
wendung en 1 Auch ſonſt ſind einſchränkende Aende-
rungen in der Brot und Kuchenherſtellung vorgeſchrieben
worden.

Wittenberg

hat ſeit voriger

Die Ordnung für das neue Miet-einigungsamt iſt vom irat veröffentlicht. Vor
iſt der zweite Bürgermeiſter Dr. Thelemann; Ver-

reter der Vermieter iſt der Kaufmann Paul Friedrich, Vor
ſitzender des Hausbeſitzervereins; als Vertreter der Mieter
iſt gewählt der Kaufmann Gerecke, als ſein Stellvertreter derGeſchaftefn rer des Konſumvereins, Genoſſe Lerchenſtein.
Anträge auf Einigungsverhandlungen können mündlich beim
Vorſitzenden oder ſchriftlich unter der Adreſſe Magiſtrat, Miet
einigungsamt geſtellt werden. Das Amt iſt eingerichtet mit
der Au Mieter und Vermieter zum ckeeines bi 873 usgleichs der Intereſſen zu vermitteln“. Es
tagt im Beiſein je eines Mieter- und eines VermieterBei
ſitzers. Das Verfahren iſt gebühren und koſtenfrei.

Die ſtädtiſche Badeanſtalt am Anger wird
am 16. Mai geöffnet: für das gleich zeitige Baden vonmännlichen und weiblichen a Waalee Mittwoch und

von früh bis abends; für weibliche Perſonen allein
ienstag und Donnerstag von 1 Uhr nachmittags ab; für

männliche Perſonen allein Sonnabend und Sonntag von früh
bis abends und Dienstag und Do s 1 Uhrnachmittags. An den für männliche und weibliche Perſonen
l amen agen nur im Badeanzug gebadet
werden.

Ueber die Tätigkeit der Gemeindeſchwe-
im Rechnungsjahre 1915 gibt der Magiſtrat folgenden

ericht: Es wurden 854 Kranke beſucht und geritegit von dieſen
waren 89 Männer, 224 Frauen und erwachſene Mädchen und
91 Kinder. Die Pflegen beſtanden in 3041 d mit Hilfe-
leiſtungen und 70 Nachtwachen. Dazu kommen im Jnter-

ir die Stickſtoff

c der Armen und Kranken gari Sag Pflege
wurden 187 beſucht und u tillprämien

wurden 173 nerinnen bewilligt; aus Anlaß der' hierbei zu
leiſtenden Tätigkeit wurden 944 Beſuche gemacht. Aus ſon-
ſag Anläſſen wurden 550 Familien und Alleinſtehende be

Verſchwunden iſt der bei der Speditionsfirma Dehne
geweſene j liche Kutſcher Knopp. Da dieſer

am letzten Tage über 1000 Mk. Gelder einkaſſiert hatte, ſo wird
angenommen, daß er mit dem Gelde flüchtig geworden iſt.
Das von ihm verlaſſene Geſchirr wurde morgens 5 Uhr in

n auf der Koswiger Straße herrenlos ange-
alten.
Pieſteritz. unglügefarte Beim Abladen von Eiſen ver

letzte ſich der auf den hieſigen Stickſtoffwerken beſchäftigte Arbeiter
Willi Lehmann aus Schweinitz an der rechten Hand ſo ſchwer,
daß er in das ſtädtiſche Krankenhaus zu Wittenberg gebracht wer
den mußte. Der gleichfalls in den Stickſtoffwerken beſchäftigte
Elektrolehrling Richard Sage, 16 Jahre alt, aus Wittenberg,
ſtürzte beim Ausüben ſeines Berufs aus beträchtlicher Höhe herab.
Da er ſich eine ſchwere Kopfverletzung zugezogen hatte, mußte er
mittels Auto in das Wittenberger Krankenhaus gebracht werden.

Schöffengerichtsſitzung. Jn der letzten Schöffen-
gerichtsſitzung zu Wittenberg wurde wieder gegen zwei Arbeiter
von hier verhandelt, die in ihren Brotbüchern Radierungen
vorgenommen hatten, wofür der eine mit 4, der andere mit
3 Tagen Gefängnis wegen Urkundenfälſchung beſtraft wurde.Ohne im Beſitz der behördlichen Genehmigung zu ſein, hat der

in Reinsdorf wohnhafte Kantinenwirt Benſch im Januar in
ſeiner Kantine, die auf Appollensdorfer Flur liegt, Spirituoſen
verkauft. Er iſt deshalb mit einem amtsrichterlichen Strafbefehl
von 50 Mk. bedacht worden, wogegen er richterliche Entſcheidungbeantragt hat. B. führte aus, dah er ſeinen Betrieb ordnungs-

gemäß angemeldet hat, und zwar zunächſt beim Amte r
Er will nicht gewußt haben, daß er ſich bei ſeinem Umzuge na
der Flur Apollensdorf nach Kleinwittenberg habe ummelden müſſen.
Gerade aber wegen dieſer Unterlaſſungsſünde wird der Straf
befehl beſtätigt.

Wie Gutmütigkeit manchmal ſchlecht belohnt
wird, mußte eine Arbeiterfrau auf dem letzten Wochenmarkt in
Wittenberg erfahren. Die Frau hatte gerade von einer Handels-
frau acht Eier gehandelt und war im Begriffe, das koſtbare
Gut in ihrer Taſche zu bergen. Jn dieſem Augenblicke kamen
zwei Soldaten, der eine von rechts, der andere von links dazu
und baten, ihnen doch ein paar Eier r Die Frau war
gutmütig W obgleich ſie die Eier ſchon gekauft hatte, jedem
zwei Stück abzulaſſen, knüpfte aber daran die Bemerkung, daß
es die Soldaten oft beſſer als die Arbeiter hätten, denn ſie be
kämen doch wenigſtens gekocht, während die Arbeiterfrau jetzt
manchmal nicht wiſſe, wo ſie etwas zum Kochen hernehmen
ſolle. Während ſich der eine Soldat mit ſeinen Eiern dankend
zurückzog, fing der andere ſo zu ſchimpfen an, wie man es kaum
auf dem Kaſernenhof gewöhnt iſt. Und der Schimpfende war
noch dazu Unteroffizier.

Bockwitz. rer an Lebensmitteln. Starke Miß-
ſtimmung herrſcht hier über die geringe Zuweiſung von Lebens-
mitteln an die hieſige induſtrielle Bevölkerung. Die ſchwere
Beſchäftigung in der Grubeninduſtrie mit ihren Begleiterſchei
nungen Ueberſtunden und Nachtarbeit, und dabei ungenügende
Ernährung, bieten troſtloſe Zuſtände und führen zur Unter-
ernährung. Es wäre doch angebracht, daß die hier in Betracht
kommenden Behörden mehr für die ſchwerarbeitende Bevölke-
rung ſorgten. Auch könnten die Werksverwaltungen für die
Beſchaffung von Lebensmitteln für ihre Arbeiter Sorge tragen.
Die Nachbarwerke, Grube Marga uſw., ſorgen doch auch für
billige und genügende Nahrungsmittel. Jm Jntereſſe der Ar-
beiterſchaft und der Allgemeinheit wäre das auch hier durchzu-
fü z wenn ſich die betreffenden Stellen nur Mühe geben
wollten.

Beſtimmungen über die Abgabe von täg-
lichen Bedarfsartikeln ſind hier ſeit längerer Zeit in
Kraft. Doch muß konſtatiert werden, daß dieſe Vorſchriften
von den hieſigen Krämern nicht eingehalten werden. Der Kon
ſumverein hält ſich ſtrikte an die behördlichen Veſtimmungen.
Viele Mitglieder, namentlich Frauen, ſind darüber verärgert
und decken ihren Bedarf bei den Krämern, die dieſe Gelegenheit
ausnutzen zum Schaden der Genoſſenſchaft. Wenn einmal be
hördliche Beſtimmungen über Abgabe von Waren getroffen wer
den, ſo wäre es auch Pflicht, daß dieſe Beſtimmungen gehalten
und nicht einſeitig durchgeführt werden.

Eine Beſprechung der Wahlvoereinsmitglieder findet
am Sonntag, 7 Uhr, im Gaſthof Höhne, ſtatt.

Gewerkſchaftliches.
Wieder ein Beitrag zur „Neuorientierung“.

Ende März fand in Berlin eine Vorſtandsſitzung des „Ar-
beitgeber- Verbandes der deutſchen Textil-ind uſtrie“ ſtatt, um zu der tags darauf folgenden Tagung
W der deutſchen Arbeitgeberverbände für Streik-
verſicherung“ Stellung zu nehmen.

Nachdem feſtgeſtellt worden war, daß im Jahre 1915 Forde-
rungen für Streikſchäden an die Zentrale nicht geſtellt worden
ſeien, wurde mitgeteilt, daß dem Hauptausſchuß für nationale
Arbeiter und Berufsvereine (das ſind die gelben Gewerkſchaf
ten) ein Unterſtützungsbetrag bewilligt werden ſolle.

ieran knüpften z ſo intereſſante Ausführungen, daß ſich
auch die weitere Oeffentlichkeit dafür intereſſieren dürfte.

Der Vorſitzende gab ſeiner Meinung dahin Ausdruck, daß,
wenn dieſe Frage auch mehr für größere einheitliche e
bezirke und weniger für die Tertilinduſtrie Intereſſe habe, man
ſich doch wegen einer Unterſtützung der im Intereſſe der Unter
nehmer liegenden Bewegung für die Bewilligung ausſprechen
müſſe. Er fand mit dieſer ſeiner Meinung auch die Unter-
ſtützung der übrigen Herren. Mehrere Redner verbreiten ſich
dann über das gegenwärtige Verhältnis der Unternehmer zu
den Arbeiterorganiſationen. Einer der Redner führte aus:

Die Streikgewerkſchaften, vor allem die von ihnen ge
ſchaffenen Einrichtungen befinden ſich in einer notleidenden
Lage. Zudem hat ſich der Gegenſatz in den freien Gewerk-
ſchaften gegenüber der ſozialdemokratiſchen Partei erheblich
verſchärft. Die Verhältniſſe legen den Gedanken nahe, ob viel-
leicht jetzt der Zeitpunkt gekommen ſei, die Vertretung der all
gemeinen wirtſchaftlichen Intereſſen gemeinſam von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern wahrzunehmen, h dem
derzeitigen ungeſunden Zuſtande, wirtſchaftliche Fragen nach
parteipolitiſchen Geſichtspunkten zu beurteilen. Die Schaffung
eines Wirtſchaftsparlaments, das wirtſchaftliche Fragen nach
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten entſcheiden muß, erachte er als
ein dringendes Erfordernis. Vielleicht in Form einer beſon
deren Kammer für wirtſchaftliche Fragen im Reichstage. Der
jetzige Zeitpunkt ſei geeignet, den Gedanken des Zuſammen-
gehens mit der organiſierten Arbeiterſchaft, den Gewerkſchaf
ken, näher zu treten, jedoch in äußerſt vorſichtiger Form. Dieſe
In be müſſe der Vereinigung deutſcher Arbeitgeberverbände
zufallen.

Das laſſe z nur durchſetzen, ſagte ein anderer Redner,
wenn die Streikgewerkſchaften von dem Grundſatz ihres
Kampfes gegen die Arbeitgeber abgehen. Das ſtehe vorderhand
nicht zu erwarten. Um in der Arbeitexſchaft immer mehr das
Zuſfammengehörigkeitsgefühl zwiſchen Werk und Arbeiterſchaft
u ſtärken, ſei, es zweckmäßig, die werk freundlichenCe erkſchaften, die dieſen Zweck zu erreichen ſtreben, zu

unterſtützen.
Zum Punkte: Reichsvereinsgeſetz werde feſtgeſtellt, daß alle

Unterverbände in ihrer ablehnenden Haltung gegenüber der
z der Regierung vorgeſchlagenen erungen einheitlich
eien,

h 443
4 S



e
S

t

4

e

Wenn wir Ke gen die beli vermehrtwerden könnten betrachten finden wir, deh die Kriegszeit

mit ihren mannigfaltigen Begleiterſcheinungen an der grund-
ſätzlichen Stellung der Unternehmer gegenüber den Arbeiter-
organiſationen durchaus nichts geändert hat. Sie ſind nach
wie vor entſchloſſen, die gelben Vereine zu unterſtützen und da
mit die Gewerkſchaften zu bekämpfen. Wenn es nach ihrem
Willen ginge, dürfte auch an den reaktionärſten Beſtimmungen
des Reichsvereinsgeſetzes nicht das geringſte geändert werden.
Die Mahnungen zur Vorſicht bei dem Verkehr mit den Eewerk
ſchaften werden auch bei dieſen die g r öß e Beachtung finden.

Die Folgerungen, die ſich für die Gewerkſchaften aus
dieſen Unternehmer- Auslaſſungen ergeben, liegen auf der
Hand.

Allerlei.
Kriegselendsbilder.

I. Die Magdeb. Volksſtimme berichtet: Ein Elendsbild ent
rollte ſich vor dem hieſigen Schwurgericht. Wegen verſuchten
Totſchlags hatte ſich die verehelichte Selma Burkowſki von hier,
geboren 1889, zu verantworten. Die Angeklagte wohnte mit ihrer
Familie zu Groß-Lübs, verzog aber, als ihr Mann zum Heere
einberufen war, am 15. Oktober 1915 nach Magdeburg und ar-
beitete in der Polteſchen Fabrik. Jhr Wochenlohn betrug dort
12 bis 14 Mk. Damit konnte ſie bei der beſtehenden Teuerung
ſich und ihre beiden Söhne im Alter von 3 und 5 Jahren ſelbſt
verſtändlich nicht ernähren. Kriegsunterſtützung hat ſie in Magde
burg trotz ihrer Bemühungen nicht erhalten.

Als der Erlös für ein Schwein, einen Keſſel und Kartoffeln in
Höhe von zuſammen 115 Mk. mit aufgezehrt war und die Kriegs
unterſtützung von monatlich 30 Mk. aus Groß-Lübs ausblieb,
geriet die Angeklagte in große Not. Aus Verzweiflung kaufte ſie
am 7. Dezember in der Apotheke für 1,20 Mk. Lyſol und ließ
ihre Kinder davon trinken. Als ſie zu weinen anfingen, gab ſie
ihnen gemahlenen Zucker, trank dann ſelbſt Lyſol, legte die Kinder
zu Bett und wurde bewußtlos. Das Stöhnen der Kinder hörte
die Arbeiterin Meißner; ſie bengchrichtigte die Polizei, die Frau
und Kinder ins Krankenhaus ſchaffte. Die Frau erholte ſich bald
wieder, während die Kinder bis zum 6. und 9. Januar d. J. im
Krankenhauſe blieben.

Vor Gericht räumt die Angeklagte die Tat ein. Die Kriegs-
unterſtützung von monatlich 30 Mk. bekomme ſie jetzt wieder, ſei
aber ſchon längere Zeit arbeitslos. Sie habe beabſichtigt, ſich und
ihre Kinder zu töten; Reue über die Tat empfinde ſie nicht; ſiekönne ihr jetzt wieder paſſieren, da ſie bittere Not
mit den Kindern habe.

Auf Grund des Ergebniſſes der Verhandlung bejahten die Ge
ſchworenen die Schuldfrage wegen verſuchten Totſchlags und
billigten mildernde Umſtände zu. Demgemäß verurteilte der Ge
richtshof die Angeklagte zu 4 Monaten Gefängnis.

Dem Geſetz iſt zwar Genüge getan, aber der Frau, die den
Schutz und die Hilfe des Mannes verloren hat für ſich und ihre
Söhne, iſt noch kein Ausweg gezeigt. Sie iſt arbeitslos, und ſo
etwas „kann ihr wieder paſſieren“. Es iſt ein langer, dornen-
voller Weg der ſeeliſchen und wirtſchaftlichen Not, den eine Mutter
ſchreiten muß, bevor dieſe hoffnungsloſe Verzweiflung in ihr eine
Stätte finden kann. Man ſpreche nicht von Herzloſigkeit oder
Mangel an ſittlicher Feſtigung einem armen, zermürbten Menſchen
kinde gegenüber, es wäre zu herzlos und unverſtändig. Man ſoll
vielmehr daran denken, wo die Antriebe zu ihren Handlungen

herrühren. 2II. Vor dem Jugendgericht in Kulmbach (Bahyern) ſtand
dieſer Tage ein Junge aus Burghaig, um ſich wegen fortgeſeg-
ter Verſäumnis der Fortbildungsſchule zu verantworten. Sein
Vater ſteht ſeit langem im Felde; ſeine Mutter, er und die
übrigen Geſchwiſter befinden ſich im Gemeindehaus in Burg-
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Niedrigste Preise.

Kittelform
weiss und farbig

Jackenform
weiss und farbig an
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dagegen Einſpruch er „we n ich
war, daß er nicht zum er hirdungeſcurnnterrist kam. Wes
halb er von dieſem wegbleiben müßte, das ſagte ſeine Mutter
unter r in den vor dem Jug richt alsaus. Mit der wöchentlichen Unterſtützung von elf
Mark konnte ſie bei den imlich hohen Lebensmittelpreiſen
ihrem Sohne weder Kleider noch Schuhe kaufen.

e

Ging er aber mit den alten Kleidern und den abgetragenen
Schuhen zum Schulunterricht, wurde er von ſeinen Kame-
raden beſpöttelt und ausgelacht. s wirkte bitter
auf den ſchuldloſen Knaben und er blieb der Schule lieber fern,
um ſich ob ſeiner Armut nicht noch auslachen zu laſſen. Die
Mutter wendete ſich zwar an die Armenpflege, ſie wurde
aber abgewieſen. Das Gericht mußte nach dem Buch-
ſtaben des Geſetzes den Einſpruch verwerfen. Der arme Junge
wird einen Tag hinter Gefängnismauern zubringen, weil der
Vater im Kriege iſt und die Mutter deshalb keine Schuhe
kaufen kann.

Vom „Seelenaufſchwung“ im Kriege.
Jn dem Bericht der Tgl. Rundſchau über den letzten Ber

liner Mordprozeß finden wir folgende Stelle: „Etwas
Widerliches muß aber doch noch hervorgehoben werden:
Als die Sitzung wegen eines Ohnmachtsanfalles der Ullmann
unterbrochen werden mußte und der Saal für einige Zeit ge
räumt werden ſollte, kam es zu lärmenden Auftritten.
Sechs Schutzleute und die Gerichtsdiener muß-
ten alle Kraft anwenden, um das Publikum
aus dem Saal zu bringen und die von draußen
Anſtürmenden fernzuhalten! Der „große Läuterer
Krieg“ ſcheint alſo auf einen gewiſſen Teil des großſtädtiſchen
Publikums keinen Einfluß gewonnen zu haben, und es iſt
nicht etwa die unterſte Schicht der Bevölkerung,
die ſich auch jetzt zu ſolchen „Senſationen“ drängt!“ Wir
ſind nicht in der Lage zu behaupten, bemerkt die nationallibe-
rale M. Ztg. dazu, daß ſich ein widerliches Schauſpiel zurzeit
nur in Berlin bieten könne; außerhalb Berlins ſcheint es uns

leider auch ſehr möglich. Und das dünkt uns traurig,
tieftraurig

Der Maſſenmord in Cinkota.
Aus Budapeſt wird berichtet: Auf Grund der bisherigen

Erhebungen iſt es nunmehr zweifellos, daß der SpenglermeiſterBela Kiß der Maſſenmörder geweſen iſt. Die Poligei hat

bisher von achtzehn Perſonen Kenntnis, mit denen Kiß in
Verbindung geſtanden hat. Von dieſem wurden bisher acht
als vermißt angezeigt, während die anderen zehn noch nicht
ermittelt werden konnten. Kiß' intimer Freund, der frühere
Poliziſt Za 8 und die Bedienerin Jakubek, welche leugnen,
ſich aber in er verwickeln, wurden verhaftet.
Die Polizei öffnete ein Paket, welches Kiß ſeiner Bedienerin
Jakubek zur Aufbewahrung übergeben hatte. Es enthält eine
große Anzahl von Liebesbriefen, aus denen 23 Adreſſen be
kannt wurden, bei denen die Polizei nachforſcht. Von der
Gerichtskommiſſion wurden weiter vier von den ſieben Blech
tonnen geöffnet. Jn dreien fand man Frauenleichen. Sie
ſind vollkommen bekleidet, mit Stricken verſchnürt, und jede
hat einen Strick um den Hals. Jn der vierten Tonne be-
finden ſich ſieben Frauenkleider. Die Leichen ſind vollkommen
verweſt, doch nicht unkenntlich. Eine Leiche wurde von der
genannten Bedienerin und einer Nachbarin als jene der vor
vier Jahren verſchwundenen Katharina Varga, der Dienſtmagd
des Einkotaer Gaſtwirtes Apjari, erkannt, die, wie allgemein
bekannt war, ihre Erſparniſſe von 500 Kronen ſtets bei ſich

mJ. Welss,
Feine Herren- u. Knaben-Moden.

minnnnun in mmuiuniii

bnsere haben -Masch Anzlge

ausgezeichnet in Sitz u. Verarbeifunq
Verwendung nur haltbarster, waschechter Stoffe.

32 Blusenform
blau gestreift

Schlupfform
weiss und gemustert

Knaben Spielanzüge ar rn Hen. I
Waschblusen in allen Grössen vorräüg
Waschhosen in blau, Köper und Satin

Knaben-Wasch-Mützen. Knaben-Wasch-Südwester.
Knaben-Stiefel, Marke „„Petto““

finden Sie eine

rkt
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Konserven Gläser

h anIa. Fabrik. 2 13), 1 8/4 Lir.
86 18 66 56 46 r.

Haus I. Her
(boipzigerstraeso

von 18

vo 1
an

in schwarz
und braun.

Die neueſten

Kursbücher
für Sommer 1916.
Zu beziehen durch die

Volkshuchhandlung,
Halle (S)., Harz 42/44.

Empfehle mich höflichſt für
alle BuchbinderArheiten.
Max Morgner, Zu ale),

und chbinderei,2 Sant 20. Teleph. 5656.

Ermittelung der

Allein Verkauf

Heuhelt! a. 568225. Heuhelt!

Cung-Mlllimeter und Hodulgew
ohne zu rechnen,

für Drehbänke mit Leitſpindel von 2, 3 u. 4 Gang auf 1“ engl
Preis 1 Mark. Porto nach auswärts 5 Pfg.

Volkshbuohhandtung, Halle a. S. Harz 42/44.
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Male i. d. Apotheken. Ständige
Niederl.: Delitzscherstr. 92 (Bahn-
hofs-Ap.), Brüderstr. (Löwen-Ap.).

184

Ruckſäcke
gute, dauerhafte Ware,

in verſchiedenen Preislagen.
Zu beziehen durch die

Volls-Buchhandlung,

ſalle 9. d. 6., Harz

Wechselräder hel

nen

1d

was gegen die e Angabe von Bekannten des Kiwonach dieſer im Juli ist

i dasj ihrer vern er kann einem
8

im ſerbiſche evo beiehe r da. n ſethle Jegehen an ſt im Vatreto
rdigt worden.

Peſt, 12. Mai. T. B.) Die U in deret h Kiß 74
v nus eines eiwilli nRiß im ſobember dis als Soldat in Raab,

ſpricht,
5 in Valjewo geſtorben ſein ſollte.

Teure Bohnen. tAuf einem d letzten Wochenmärkte in Apolda verkaufte,
nach dem Apokdaer Tageblait, eine Frau aus Zottelſtedt
Stangenbohnen zum Stecken, und zwar die Bohne für
einen Pfenni s wurde daß auf

o

Cinkotaer Mordan
Frauensperſonen
hat. Der
folge befand ſi

ein Pfund 900 nen kommen, ſo daß alſo das
Pfund 9 Mark, ein Zentner 900 Mark koſtete. n gibt
es wohl Ausnahmepreiſe für Samen, aber nur dann, wenn esſich um die erſte und einzige Ernte einer neu gezüchteten Art,

alſo um Liebhaberarten, handelt. Die Frau aber, die dieſen
mehr als unerhörten Preis forderte, kannte nicht einmal Art
und Name der Bohne und mußte zugeben, daß es ſich um eine
ſelbſt im Garten gen geete ohne handle. Natürlich wurde
gegen die Urheberin dieſes Wucherpreiſes Anzeige erftattet.

Der Komponiſt Max Reger iſt geſtern in Leipzig ganz plötz
lich einem Herzſchlag erlegen. Der Tod hat hier einem frucht-
baren, ſchöpferiſchen, an Erfolgen reichen Leben ein ſuweg Ziel
geſetzt: Reger war erſt 48 Jahre alt. Der im Jahre 1873 in
dem kleinen Orte Brand in Bayern als Sohn eines Lehrers ge-
borene Komponiſt hat ſich in raſcher künſtleriſcher Entwicklung,
als Tonſetzer wie als Dirigent, unter den deutſchen Komponiſten
der Gegenwart einen hervorragenden Platz errungen. Er ging
von Bach und Brahms aus, fand aber bald ſeine ſchöpferiſche
Eigenart, die nach neuen muſikaliſchen Ausdrucksmöglich-
keiten ſtrebte und ſuchte, ſich aber bei all ihrer Großzügigkeit
vielfach ins Komplizierte und Verworrene verlor. Er ſchuf über

Sein Wirken, ſein

Erdbeben in Jtalien.

Sonnabend, den 13. Mai:

Verantw

ſämtlich in Halle.

Noch immer

in meinem

Schuhwaren-
Total Ausverkauf

wegen vollständiger Geschäftsaufgabe.

du Günstigste Kaufgelegenheit.

Nur Gr. Ulrichstr. 52.
Inh.: Leo Lubliner), Ecke Schulstrasse.

learetten

u Tahuke
in großer Auswahl

empfiehlt

k. Junemann,
Thomasiusstrasso 38-39,

Ecke Rud. Haymſtraße.

Kekanntmachnng.

Die unterm 24. Februar 1916
erlaſſenen Ausführungs-Beſtimm

ungen zur Verordnung des ſtell
vertretenden Kommandierenden
Generals des IV. Armeekorps
vom 15. Februar 1916 werden
inſoweit abgeändert, daß daszielloſe Auf und A ehen und
der zweckloſe Aufenthalt
jugendlicher Perſonen auf
den hieſigen Straßen und Plätzen
in der Zeit vom 11. Mai bis
30. September nach 10 Uhr abends

verboten iſt. PDie übrigen Vorſchriften der

Amtliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmen au.

kühler Nacht wärmer, ſpäter wieder

tig ſer: Zur und Parteinachrichten Paul Hen
haltungsbeilage. Gewerkſchaftliches und Allerlei Karl Bock: Halle und
und Aus der Provinz Wilhelm Koenen;

grosse Kuswani

hundert der verſchiedenſten muſikaliſchen Werke und wirkte
nebenher als Konſervatoriumslehrer (in München, Sirzie
und Kapellmeiſter, in welcher Eigenſchaft er als Nachfo
Bülows am Meininger Hoftheater am bekannteſten wurde.

chaffen und ſeine künſtleriſche Bedeutung
hatten in den Titeln: Generalmuſikdirektor, Hofrat, Profeſſor
uſw. auch ihre äußerliche Anerkennung gefunden.

Nach dem Corriere della Sera ver-

ger

Potenza ein Erdbeben.

Zunächſt aufheiternd und nach
rübung.

Volksblatt G. m. b. H. Druck: Halleſche Genofſenſchaftsbuchdruckeret m. b. S.,Anzeigen W

Wor Gold
sparen wihl, kxaufe bei diesen
teuren Zeiten von feinsten

Herrschaften stammende
well gehagere

Mag -Gardernben.

Für alle Figuren passend:
Relnwollene Jackett Anzüge

12, 15, 18 Mk. u. höher.
Relnwoll. Gutaway- An8, 10, 12 h ä
Reinwoll. Gehrock A e15, 18, 20 M. u. za
Rein woll. Sommer- u. Sport-
Paletots 10, 12, 15 M. u. höh.
Feine Frack u. Smeoking

18, 21, 24 Mk. u. höher.
In der Abteilung

neuer Garderoben
Herren und ünglings Alelanne

durch Ersparniss der hohen
Ladenmiete gpotthb

genannt. Ausführungs Beſtimm Hamcter-, Kuninungen bleiben beſtehen.
Halle a. d. S., 10. Mai 1916.

Die Polizei Verwaltung.

w r e orten ne
en Tagespreiſennud ine Spige L 4498.
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